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Entwurf eines Gesetzes über die Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes " 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
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Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 334. Sitzung am 7. Februar 1969 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rats das folgende Gesetz beschlossen; 

§ 1 

Gemeinschaftsaufgabe 

(1) Zur Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes werden als Gemeinschaftsaufgabe 
im Sinne des Artikels 91 a Absatz 1 des Grundge- 
setzes wähl genommen: 

1. Verbesserung der Produktions- und Ar- 
beitsbedingungen in der Land- und Forst- 
wirtschaft durch 

a) Flurbereinigung und freiwilligen Land- 
tausch, 

a) Vergrößerung und Aussiedlung land- 
und forstwirtschaftlicher Betriebe, 

c) rationellere Gestaltung land- und forst- 
wirtschaftlicher Betriebe sowie der 
land- und forstwirtschaftlichen Erzeu- 
gung, 

d) sonstige Maßnahmen, die für die ge- 
samte Land- und Forstwirtschaft be- 
deutsam sind; 

2. wasserwirtschaftliche und kulturbautech- 
nische Maßnahmen; 

3. Verbesserung der Marktstruktur in der 
Land-, Fisch- und Forstwirtschaft durch 

a) Förderung von Zusammenschlüssen 
land-, fisch- und forstwirtschaftlicher 
Erzeuger; 

b) Errichtung, Ausbau, Zusammenfassung 
und Stillegung von Vermarktungsein- 
richtungen zur Rationalisierung und 
Verbesserung des Absatzes land-, fisch- 
und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse; 

4. Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit 
an den Küsten der Nord- und Ostsee so- 
wie an den fließenden oberirdischen Ge- 
wässern im Tidegebiet gegen Sturmfluten 
(Küstenschutz). 

(2) Eine für Maßnahmen gemäß Absatz 1 erfor- 
derliche Vorplanung ist Bestandteil der Gemein- 
schaftsaufgabe. 


§ 2 

Allgemeine Grundsätze 

(1) Die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe dient 
dazu, eine leistungsfähige, auf künftige Anforde- 
rungen ausgerichtete Land- und Forstwirtschaft zu 
gewährleisten und deren Eingliederung in den ge- 
meinsamen Markt der Europäischen Gemeinschaften 
zu erleichtern sowie den Küstenschutz zu verbes- 
sern. Dabei sind die Ziele und Erfordernisse der 
Raumordnung und Landesplanung zu beachten. 

(2) Bei der Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe 
sollen räumliche und sachliche Schwerpunkte gebil- 
det werden. Die Maßnahmen sind mit anderen öf- 
fentlichen Neuordnungs- und Entwicklungsmaßnah- 
men abzustimmen. 

§ 3 

Förderungsarten 

Die finanzielle Förderung kann in der Gewährung 
von Zuschüssen, Darlehen und Zinszuschüssen be- 
stehen. 

§ 4 

Gemeinsamer Rahmenplan 

(1) Für die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe 
wird ein gemeinsamer Rahmenplan aufgestellt. 

(2) Der Rahmenplan ist für den Zeitraum der 
Finanzplanung aufzustellen, jedes Jahr sachlich zu 
prüfen, der Entwicklung anzupassen und fortzufüh- 
ren. Die mehrjährige Finanzplanung des Bundes 
und der Länder ist zu berücksichtigen. 

§ 5 

Inhalt des Rahmenplans 

(1) Der Rahmenplan bezeichnet die jeweils in 
den einzelnen Haushaltsjahren durchzuführenden 
Maßnahmen mit den ihnen zugrunde liegenden Ziel- 
vorstellungen. Er weist die Arten der Förderung, 
nach Ländern getrennt, sowie die vom Bund und 
von jedem Land für die Erfüllung der Gemein- 
schaftsaufgabe im nächsten Jahr bereitzustellenden 
und für die folgenden Jahre des Planungszeitrau- 
mes jeweils vorzusehenden Mittel aus. 
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(2) Der Rahmenplan enthält ferner bei den ein- ] 
zelnen Maßnahmen Angaben über 

1. den Verwendungszweck der Mittel, 

2. die Art und Höhe der Bundes- und Lan- 
desmittel sowie die Beteiligung Dritter 
und der Begünstigten, 

3. die Sicherung der Mittel, 

4. die Tilgung und Verzinsung von Darlehen, 

5. die Rückforderung von Mitteln. 

§ 6 

Planungsausschuß 

(1) Für die Rahmenplanung bilden die Bundes- 
regierung und die Landesregierungen einen Pla- 
nungsausschuß. Ihm gehören der Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten als Vorsit- 
zender sowie der Bundesminister der Finanzen und 
ein Minister (Senator) jedes Landes an. Eine Vertre- 
tung ist zulässig. 

(2) Der Planungsausschuß beschließt mit einer 
Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen. Bund und 
Länder haben die gleiche Stimmenzahl. Jedes Land 
hat eine Stimme. Die Stimmen des Bundes können 
nur einheitlich abgegeben werden. 

(3) Der Planungsausschuß gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung. 

§ 7 

Anmeldung zum Rahmenplan 

(1) Bis zum 1. Februar jedes Jahres schlagen die 
Länder dem Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten die von ihnen vorgesehenen 
Maßnahmen zur Aufnahme in den Rahmenplan vor. 
Mit der Anmeldung gilt die Zustimmung des Lan- 
des gemäß Artikel 91 a Abs. 3 Satz 2 des Grund- 
gesetzes als erteilt. Die Zustimmung kann bis zur 
Beschlußfassung über den Rahmenplan widerrufen 
werden. 

(2) Die Anmeldung enthält Angaben über 

1. die Art und den Umfang der jährlich 
durchzuführenden Maßnahmen sowie 

2. die voraussichtlichen Kosten, getrennt 
nach Maßnahmen, Kostenträgern und 
Haushaltsjahren. 

Die angemeldeten Maßnahmen sind zu begrün- 
den. Aus der Begründung muß ersichtlich sein, daß 
die Maßnahmen wirtschaftlich und zweckmäßig 
sind. 

(3) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten legt die Anmeldungen der Län- 
der und seine eigenen Vorschläge dem Planungsaus- 
schuß zur Beschlußfassung vor. 

(4) Für Anmeldungen zur Änderung des Rahmen- 
plans gelten die Absätze 1 bis 3 sinngemäß. 


§ 8 

Verfahren nach Beschluß über den Rahmenplan 

Der Planungsausschuß leitet den Rahmenplan der 
Bundesregierung und den Landesregierungen zu. 
Die Bundesregierung und die Landesregierungen 
nehmen die für die Durchführung des Rahmenplans 
im nächsten Jahr erforderlichen Ansätze in die Ent- 
würfe ihrer Haushaltspläne auf. 

§ 9 

Durchführung des Rahmenplans 

(1) Die Durchführung des Rahmenplans ist Auf- 
gabe der Länder. 

(2) Die Landesregierungen unterrichten die Bun- 
desregierung und den Bundesrat auf Verlangen über 
die Durchführung des Rahmenplans und den allge- 
meinen Stand der Gemeinschaftsaufgabe. 

§ 10 

Erstattung 

(1) Der Bund erstattet vorbehaltlich Artikel 91 a 
Abs. 4 Satz 3 des Grundgesetzes jedem Land die 
ihm in Durchführung des Rahmenplans entstandenen 
Zweckausgaben in Höhe von 

60 v. H. bei Maßnahmen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
und bei der dazu erforderlichen Vorpla- 
nung (§ 1 Abs. 2) 

sowie 

70 v. H. bei Maßnahmen nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 und 
bei der dazu erforderlichen Vorplanung 
(§ 1 Abs. 2). 

(2) Der Bund leistet bis zur voraussichtlichen 
Höhe des nach Absatz 1 von ihm zu erstattenden 
Betrages entsprechend dem jeweiligen Stand der 
Maßnahme und der bereitgestellten Haushaltsmittel 
Zahlungen an das Land. Zur Feststellung des Mittel- 
bedarfs teilen die Länder dem Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten die Hohe der 
verausgabten Mittel sowie den Stand und die vor- 
aussichtliche Entwicklung der Maßnahmen mit. 

§ 11 

Rückzahlung und Verzinsung der Bundesmittel 

(1) Beträge, die vom Zuwendungsempfänger zur 
Tilgung und Verzinsung erhaltener Darlehen ge- 
zahlt werden, sind vom Land anteilig an den Bund 
abzuführen. 

(2) Der Bund kann zugewiesene Bundesmittel von 
einem Land zurückfordern, wenn die festgelegten 
Bedingungen ganz oder teilweise nicht erfüllt wer- 
den. 

(3) Im Falle der Nichterfüllung der Bedingungen 
durch den Zuwendungsempfänger fordert das Land 
die Mittel in Höhe des Bundesanteils zurück und 
leitet die zurückerhaltenen Beträge an den Bund 
weiter. 
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(4) Die an den Bund nach den vorstehenden Ab- 
sätzen abzuführenden Beträge sind vom Land in 
Höhe des jeweiligen Diskontsatzes der Deutschen 
Bundesbank zu verzinsen, im Falle des Absatzes 2 
vom Zeitpunkt der Auszahlung der Bundesmittel, 
und im Falle der Absätze 1 und 3 vom Beginn des 
zweiten auf den Eingang des Betrages beim Land 
folgenden Monats an. 

(5) Vorschriften über die Haftung der Länder 
gegenüber dem Bund für eine ordnungsgemäße Ver- 
waltung (Artikel 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes) 
werden durch die Absätze 2, 3 und 4 nicht berührt. 

§ 12 

Überleitungsvorschrift 

(1) Bis zum Beginn der Durchführung des ersten 
Rahmenplans kann nach den bisherigen Grundsät- 


zen verfahren werden, längstens jedoch bis zum Ab- 
lauf des zweiten Kalenderjahres, das dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes folgt. 

(2) Die Beteiligungsquoten des § 10 gelten für die 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gezahlten 
Mittel. 

§ 13 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Absatz 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 14 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1970 in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Artikel 91 a GG im Entwurf des Finanzreform- 
gesetzes (Drucksache V/ 2861 ) sieht drei Gemein- 
schaftsaufgaben von Bund und Ländern vor: den 
Ausbau und Neubau von wissenschaftlichen Hoch- 
schulen, die Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur und die Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes. Der Verfassungs- 
artikel regelt nur die Grundsatzfragen. Die nähere 
rechtliche Ausgestaltung der Gemeinschaftsaufgaben 
bleibt entsprechenden Ausführungsgesetzen Vorbe- 
halten. Mit dem Entwurf eines Gesetzes über die 
Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruk- 
tur und des Küstenschutzes wird das Ausführungs- 
gesetz zu Artikel 91 a Abs. 1 Nr. 3 GG (E) vorgelegt. 
Der Entwurf ist entsprechend der gemeinsamen 
Rechtsgrundlage in Artikel 91 a GG (E) mit den Ge- 
setzentwürfen für die beiden anderen Gemein- 
schaftsaufgaben abgestimmt. Er beruht auf der 
Regierungsvorlage des Finanzreformgesetzes. Im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens kön- 
nen sich Änderungen des Finanzreformgesetzes mit 
möglichen Auswirkungen auf diesen Gesetzentwurf 
ergeben. So haben Ausschüsse des Deutschen Bun- 
destages z. B. erwogen, in Artikel 91 a Abs. 3 GG (E) 
eine Kompetenz zum Erlaß allgemeiner Richtlinien 
für die Durchführung des Rahmenplans aufzuneh- 
men. Falls diese Überlegungen des Deutschen Bun- 
destages verwirklicht würden, müßte in dem Gesetz- 
entwurf eine Regelung über den Erlaß von Richt- 
linien durch den Planungsausschuß aufgenommen 
werden. 


II. Bestimmungen im einzelnen 
Zu § 1 Abs. 1 allgemein 

Absatz 1 hat die Aufgabe, Inhalt und Umfang der 
Gemeinschaftsaufgabe näher zu bestimmen. Die Vor- 
schrift stellt fest, daß die Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes nach Maßgabe des 
Artikels 91 a GG (E) von Bund und Ländern als Ge- 
meinschaftsaufgabe wahrgenommen wird. Für die in 
§ 1 des Gesetzentwurfs näher genannten Maßnah- 
men sind damit kraft Gesetzes die Voraussetzungen 
bejaht, die Artikel 91 a GG (E) an die Verwirk- 
lichung der Gemeinschaftsaufgabe stellt: Die Verbes- 
serung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes 
ist für die Gesamtheit bedeutsam und die Mitwir- 
kung des Bundes an dieser Aufgabe ist zur Verbes- 
serung der Lebensverhältnisse in der Bundesrepu- 
blik erforderlich. 

Der Gesetzgeber geht von dem weitgefaßten Begriff 
der Agrarstruktur in Anlehnung an die EWG-Ver- 
ordnung Nr. 17/64 aus. Danach zählen zur Gemein- 
schaftsaufgabe gemäß Artikel 91 a Abs. 1 Nr. 3 GG 


(E) die Agrarstruktur im engeren Sinne einschließ- 
lich der Betriebsstruktur, die wasserwirtschaftlichen 
und kulturbautechnischen Maßnahmen und die 
Marktstruktur. Der Küstenschutz umfaßt Maßnahmen 
außerhalb der Verbesserung der Agrarstruktur. 
Welche Prioritäten bei der Finanzierung der in § 1 
des Gesetzentwurfs genannten Maßnahmen im ein- 
zelnen zu setzen sind, ergibt sich nach agrar- 
und finanzwirtschaftlichen Gründen aus dem Rah- 
menplan. 

Der Begriff „Maßnahme" ist im Sinne des Sprach- 
gebrauchs der bisherigen Richtlinien zu verstehen, 
die jährlich zusammengefaßt unter der Überschrift 
„Richtlinien — Förderungsmaßnahmen des Bundes 
für die Land- und Forstwirtschaft" im sogenannten 
„Grünen Heft" erschienen sind. Danach sind alle 
die unter Absatz 1 Nr. 1 Buchstaben a bis c aus- 
drücklich und in Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe d bis 
Nr. 4 summarisch genannten Aufgaben Maßnahmen. 

Zu § 1 Abs. 1 Nr. 1 

Unter Verbesserung der Produktions- und Arbeits- 
bedingungen in der Land- und Forstwirtschaft ver- 
steht man die Verbesserung der Agrarstruktur im 
engeren Sinne einschließlich der Betriebsstruktur. 

Zu Nummer 1 Buchstabe a 

Flurbereinigung und freiwilliger Landtausch 

Die Flurbereinigung dient der Verbesserung der 
land- und forstwirtschaftlichen Produktionsgrund- 
lagen sowie der allgemeinen Landeskultur [§ 1 des 
Flurbereinigungsgesetzes vom 14. Juli 1953 (BGBl. I 
S. 591), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Mai 
1968 (BGBl. I S. 503) — FlurbG]. Neben der Steige- 
rung der Produktivität der Land- und Forstwirtschaft 
kommt es für eine optimale neue und dauerhafte 
Ordnung der Agrarstruktur entscheidend darauf an, 
daß alle außerlandwirtschaftlichen Planungen und 
anderen Vorhaben in dem von der Flurbereinigung 
erfaßten Raum in die Flurbereinigungsplanung ein- 
bezogen werden (§ 5 Abs. 3, §§ 37, 38, 48, 58 Abs. 2, 
§§ 86, 87 FlurbG). Die Flurbereinigung hat sich somit 
zu einem wesentlichen Instrument der Neuordnung 
des ländlichen Raumes entwickelt. 

Auf Grund des FlurbG besteht eine enge Zusam- 
menarbeit zwischen Bund und Ländern. Ohne diese 
Zusammenarbeit hätte der heutige hohe Stand der 
Flurbereinigung und die dadurch in der Landwirt- 
schaft geschaffene Rationalisierung nicht erreicht 
werden können. Seit einigen Jahren werden ein- 
schließlich der beschleunigten Zusammenlegung 
jährlich etwa 300 000 ha bei einem Ausbauvolumen 
von insgesamt etwa 800 Millionen DM geordnet. 

Die ländliche Neuordnung verlangt nicht immer ein 
umfassendes Flurbereinigungsverfahren. Unter dafür 
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geeigneten Voraussetzungen wird in vielen Gebie- 
ten die beschleunigte Zusammenlegung ausreichen. 

Der freiwillige Landtausch dient in den Gebieten, in 
denen die Flurbereinigung noch nicht ansteht oder 
entbehrlich ist, als Selbsthilfemaßnahme der Be- 
seitigung der Besitzzersplitterung, die eine Voraus- 
setzung für die Mechanisierung und Steigerung der 
Arbeitsproduktivität ist. Zur Erhaltung und Verbes- 
serung der Konkurrenzfähigkeit der Landwirtschaft 
im Gemeinsamen Markt kann auf diese Maßnahme 
nicht verzichtet werden. 

Zu Nummer 1 Buchstabe b 

Vergrößerung und Aussiedlung land- und forstwirt- 
schaftlicher Betriebe 

Unter Vergrößerung land- und forstwirtschaftlicher 
Betriebe (Aufstockung) ist die flächenmäßige Ver- 
größerung von Betrieben zu verstehen. Unter die 
Aufstockung fallen auch die mit einer Aussiedlung 
oder baulichen Maßnahme im Altgehöft verbundene 
Erweiterung der Fläche eines landwirtschaftlichen 
Betriebes durch Zuerwerb von landwirtschaftlich, 
forstwirtschaftlich oder gärtnerisch nutzbarer Fläche, 
gegebenenfalls auch von benachbarten bebauten 
Flächen, wenn sie der Erweiterung des Gehöftes 
dienen. Ziel der Vergrößerung ist es, land- und 
forstwirtschaftliche Vollerwerbsbetriebe zu schaffen, 
die als Produktionsstätten leistungsfähig sind und 
einen modernen Maschineneinsatz ermöglichen. Zur 
Betriebsvergrößerung kann auch kultiviertes Land 
verwendet werden. 

Finanzielle Ffilfen können sowohl an den Land- 
erwerber als auch den Landabgeber gewährt wer- 
den. Dies gilt sowohl für den Erwerb als auch für 
langfristige Pachtungen. Auf der Seite des Land- 
abgebers soll durch finanzielle Vergünstigungen die 
Bereitschaft geweckt werden, das Land zu verkaufen 
oder zu verpachten. 

Oft wird die Vergrößerung land- und forstwirtschaft- 
licher Betriebe mit einer Aussiedlung verbunden 
sein. Die Aussiedlung umfaßt die Verlagerung eines 
landwirtschaftlichen Gehöftes mit bisher unzweck- 
mäßigem Standort in meist geschlossener und be- 
engter Ortslage an einen Standort in der Feldmark, 
an dem sich der Landwirt in möglichst günstiger 
Lage zu seinen Wirtschaftsflächen entfalten und eine 
möglichst rationelle betriebliche Umgestaltung vor- 
nehmen kann. In der Regel ist die Aussiedlung auch 
wesentlicher Bestandteil einer planmäßigen Flur- 
bereinigung. 

Diese Maßnahmen sind im Interesse der Schaffung 
gleicher Wettbewerbsbedingungen in der Landwirt- 
schaft Schwerpunkt der Agrarstrukturverbesserung. 

Zu Nummer 1 Buchstabe c 

Rationellere Gestaltung land- und forstwirtschaft- 
licher Betriebe sowie der land- und forstwirtschaft- 
lichen Erzeugung 

Die rationellere Gestaltung des Betriebes und der Er- 
zeugung stehen in einem inneren Sachzusammen- 
hang miteinander und werden deshalb zusammen- 


gefaßt. Ein Betrieb kann sich erst dann entfalten, 
wenn auch die Erzeugung hinsichtlich der Qualität 
verbessert ist. Die Betriebsgestaltung hängt von der 
Art der Erzeugung ab und umgekehrt. Die Maßnah- 
men des ersten Halbsatzes umfassen die Investi- 
tionsbeihilfen, die baulichen Maßnahmen in Altge- 
höften und die Verbesserung der arbeitswirtschaft- 
lichen Bedingungen in den Wohnhäusern landwirt- 
schaftlicher Betriebe sowie waldbauliche und son- 
stige forstliche Maßnahmen zur Verbesserung der 
Agrarstruktur. Der zweite Halbsatz umschreibt die 
Maßnahmen der Tier- und Pflanzenzüchtung. 

Zum ersten Halbsatz 

Im Bereich der Investitionsbeihilfen sind zur Zeit 
z. B. folgende Maßnahmen beihilfefähig: Neu-, Um- 
oder Ausbau landwirtschaftlicher Wirtschaftsge- 
bäude, Gewächshäuser und technischer Einrichtun- 
gen, der Neu-, Um- oder Ausbau von Lagereinrich- 
tungen landwirtschaftlicher Erzeugnisse sowie die 
Verbesserung und Ergänzung des Inventars. Sie um- 
fassen die bauliche Neugestaltung eines landwirt- 
schaftlichen Gehöftes am bisherigen Standort oder 
einem Standort, der keine wesentlich neue Erschlie- 
ßung verursacht. Die Verbesserung der arbeitswirt- 
schaftlichen Bedingungen in den Wohnhäusern land- 
wirtschaftlicher Betriebe ergänzen die beiden ersten 
Maßnahmegruppen im Bereich der Betriebsgestal- 
tung. Die waldbaulichen und sonstigen forstlichen 
Maßnahmen umfassen insbesondere die Aufforstung 
von Grenzertragsböden und Ödland, die Verbesse- 
rung der Bestockung, die Trennung von Wald und 
Weide sowie die Anlage von Schutzpflanzungen. 

Zum zweiten Halbsatz 

Die rationellere Gestaltung der land- und forstwirt- 
schaftlichen Erzeugung umfaßt die verschiedensten 
Maßnahmen der Tier- und Pflanzenzucht. Die Züch- 
tung ist die Basis, um die Erzeugung in der Qualität 
zu verbessern. Gefördert werden insbesondere 
private und öffentliche Pflanzen- und Tierzuchtan- 
stalten sowie die Errichtung von Leistungsprüfungs- 
anstalten wie zur Zeit z. B. Bullenmastprüfungs- und 
Hühnerleistungsprüfungsanstalten. 


Zu Nummer 1 Buchstabe d 

Sonstige Maßnahmen, die für die gesamte Land- 
und Forstwirtschaft bedeutsam sind 

Buchstabe d hat die Aufgabe, die Buchstaben a bis c 
der Nummer 1 zu ergänzen. Der Begriff „Sonstige 
Maßnahmen" steht genauso wie die übrigen Ziffern 
unter dem Vorbehalt des Artikels 91 a Abs. 1 GG (E). 
Deshalb wurde zur Klarstellung in Anlehnung an 
Artikel 91 a Abs. 1 GG (E) hervorgehoben, daß an- 
dere als unter Buchstaben a bis c der Nummer 1 
fallende Maßnahmen nur dann zu der Gemein- 
schaftsaufgabe gezählt werden können, wenn sie zur 
Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedin- 
gungen für die gesamte Land- und Forstwirtschaft 
bedeutsam sind. Dazu zählen auch die Maßnahmen 
zur Verbesserung der Agrarstruktur in den soge- 
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nannten Problemgebieten. Zweitrangige Maßnahmen 
entfallen als Gemeinschaftsaufgabe. Buchstabe d 
wurde insbesondere mit Rücksicht auf die noch nicht 
zu übersehende zukünftige Entwicklung in der 
Land- und Forstwirtschaft aufgenommen, um als 
Auffangtatbestand zu dienen. Anderenfalls würde in 
jedem Fall zur Erweiterung der Maßnahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe eine Gesetzesänderung erfor- 
derlich sein. Der damit normalerweise eintretende 
Zeitverlust wird vermieden, wenn der gemeinsame 
Planungsausschuß über die Aufnahme einer neuen 
Maßnahme beschließt. 

Für die Beteiligungsquoten des Bundes und der Län- 
der an diesen Maßnahmen gilt ebenfalls der Grund- 
satz des § 10. Soll eine andere Quote vorgesehen 
werden, so müßte in diesem Falle das Gesetz in § 10 
geändert werden. 

Zu Nummer 2 

Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische Maß- 
nahmen 

Bei den wasserwirtschaftlichen und kulturbautech- 
nischen Maßnahmen handelt es sich um Aufgaben 
mit übergebietlicher Bedeutung. Dazu zählen 

1. allgemeine wasserwirtschaftliche und kulturbau- 
technische Maßnahmen und 

2. regionale Programme. 

Zu 1. 

Unter die übergebietlichen Maßnahmen fallen haupt- 
sächlich die Maßnahmen zur optimalen Regelung 
der Wasserverhältnisse für Boden und Pflanze 
(Meliorationen), zur Sicherung gegen die zerstö- 
rende Kraft des Wassers, zum Schutz gegen Hoch- 
wasser, zur Verbesserung der Lebensverhältnisse in 
den ländlichen Gemeinden (zentrale Trinkwasser- 
versorgung und schadlose Abwasserbeseitigung) so- 
wie der Ausbau der Wirtschaftswege. 

Zu 2. 

Die Regionalprogramme umfassen zur Zeit das 
Nordprogramm, das Emslandprogramm, den Küsten- 
plan und den Alpenplan. Gefördert werden in Ge- 
bieten dieser Programme sowohl die allgemei- 
nen Agarstrukturmaßnahmen des § 1 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstaben a bis c als auch die wasserwirtschaft- 
lichen und kulturbautechnischen Maßnahmen unter 
§ 1 Abs. 1 Nr. 2. 

Beim Nordprogramm und Emslandprogramm handelt 
es sich um wasserwirtschaftliche und kulturbautech- 
nische Erschließungsmaßnahmen zu Schaffung der 
Voraussetzungen zur Gesamtentwicklung der Ge- 
biete des Emslandes und von Teilen des Landes 
Schleswig-Holstein. 

Die wasserwirtschaftlichen und kulturbautechnischen 
Maßnahmen des Küstenplans erstrecken sich auf ein 
rd. 1 Million ha großes und unter dem Einfluß der Tide 
stehendes Niederungsgebiet hinter den Deichen der 
Nord- und Ostsee. Zur landwirtschaftlichen und all- 
gemein wirtschaftlichen Sanierung dieser Gebiete 
sind u. a. erforderlich: Die Regelung der Vorflut- 


verhältnisse, der Ausbau der Gewässer sowie der 
Bau von Wirtschaftswegen und Deichzuwegungen. 
Zu den weiteren Arbeiten im Küstengebiet zählen 
Tief- und Flachumbruch, Aufforstung und Wind- 
schutzanlagen. 

Im Rahmen des Alpenplans liegt ein Schwergewicht 
der Maßnahmen bei Wildbachverbauung und Lawi- 
nenschutz, bei der Anlage künstlicher Wasserspei- 
cher und Hochwasserrückhaltebecken sowie bei be- 
sonderen Anlagen zur Bekämpfung der Bodenero- 
sion. 

Mit wasserwirtschaftlichen und kulturbautechnischen 
Maßnahmen wird angestrebt, die Ernten zu sichern 
sowie die Arbeitsproduktivität in überwiegend land- 
wirtschaftlichen Gebieten zu steigern. Außerdem 
sollen die naturbedingten Nachteile in den betrof- 
fenen Gebieten wie z. B. Plochwasser, Überschwem- 
mungen, Erosionen, mangelnde Vorflut und stauende 
Bodennässe durch die vorgesehenen Maßnahmen 
ausgeglichen und damit die Voraussetzungen für 
eine allgemeine wirtschaftliche Aufwärtsentwick- 
lung in diesen Gebieten geschaffen werden. 

Zu Nummer 3 

Verbesserung der Marktstruktur in der Land-, Fisch- 
und Forstwirtschaft 

Die Verbesserung der Marktstruktur gliedert sich 
auf in die beiden großen Bereiche der Erzeugerzu- 
sammenschlüsse und der Verbesserung und Rationa- 
lisierung der Vermarktungseinrichtungen im Bereich 
der Land-, Fisch- und Forstwirtschaft. In beiden 
Fällen sind die einzelnen Produzenten oder die Ver- 
einigungen der Produzenten unmittelbar als zuwen- 
dungsberechtigt angesprochen. Nicht zu der Gemein- 
schaftsaufgabe zählt nach den Buchstaben a und b 
der weite Bereich der zentralen Absatzförderung. 
Hierunter ist die Förderung des Absatzes von Er- 
zeugnissen der deutschen Land-, Fisch-, Ernährungs-, 
Forst- und Holzwirtschaft durch Erschließung und 
Pflege von Märkten im In- und Ausland zu ver- 
stehen. 

Zu Buchstabe a 

Förderung von Zusammenschlüssen fand-, fisch- und 
forstwirtschaftlicher Erzeuger 

Unter Zusammenschlüssen land-, fisch- und forst- 
wirtschaftlicher Erzeuger sind unabhängig von der 
Rechtsform sowohl horizontale als auch vertikale 
Zusammenschlüsse zu verstehen. Die Zusammen- 
schlüsse können sich im Einzelfall auf den horizon- 
talen Bereich beschränken. Das trifft insbesondere 
dann zu, wenn die Tätigkeit zeitweise überwiegend 
auf die Rationalisierung der Erzeugung und Ver- 
besserung der Arbeitsbedingungen ausgerichtet ist. 
Im Bereich der horizontalen Verbundwirtschaft wer- 
den zur Zeit insbesondere die Erzeugergemeinschaf- 
ten für Qualitätsgetreide, Erzeugerringe für Mast- 
schweine, Ferkel und Mastrinder, Kartoffeltrock- 
nungsanlagen, Trocknung und Lagerung von Futter- 
pflanzensaatgut und die Kellerwirtschaft im Weinbau 
gefördert. Zukünftig wird das Schwergewicht der 
Förderung bei den Erzeugerzusammenschlüssen lie- 
gen. 
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Innerhalb der vertikalen Verbundwirtschaft werden 
zur Zeit und auch zukünftig insbesondere folgende 
Förderungsmaßnahmen berücksichtigt: Verbesserung 
und Konzentration des Angebots von Obst und 
Gemüse, Startbeihilfen für Erzeugerorganisationen 
nach der VO 159/66/EWG des Rates der Euro- 
päischen Gemeinschaften vom 25. Oktober 1966, 
Lager-, Absatz- und Verwertungseinrichtungen für 
Großvieh und Schweine, Bau und Ausbau von Er- 
fassungs-, Verwertungs- und Absatzeinrichtungen 
für Schlachtgeflügel und Eier, Zusammenschlüsse zur 
Erzeugung und Vermarktung von Blumen und Zier- 
pflanzen, Verbesserung der Molkereiwirtschaft, 
Verbesserung der Struktur der Zuckerfabriken so- 
wie Kühl- und Absatzeinrichtungen für Fische und 
Forstbaumschulerzeugnisse. 

Beide Formen der Zusammenschlüsse haben das 
Ziel, im Interesse der Anpassung der deutschen 
Land-, Fisch- und Forstwirtschaft an die Wettbe- 
werbsbedingungen im Gemeinsamen Markt opti- 
male Vermarktungsvoraussetzungen zu schaffen. 
Diese Voraussetzungen sollen eine Zusammenfas- 
sung eines einheitlichen und qualitativ hochwertigen 
Warenangebotes vieler Einzelerzeuger ermöglichen. 

Zu Buchstabe b 

Errichtung, Ausbau, Zusammenfassung und Still- 
legung von Vermarktungseinrichtungen zur Ratio- 
nalisierung und Verbesserung des Absatzes land-, 
fisch- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse 

Der Verbesserung des Absatzes dienen Vermark- 
tungseinrichtungen, die den Arbeitsaufwand senken, 
die Arbeitsleistung des einzelnen heben und gleich- 
zeitig der Vereinheitlichung und Verbesserung des 
Warenangebots dienen. Dazu verhelfen u. a. Sortier- 
und Verpackungsanlagen, Lager- und Kühlhallen, 
moderne Schlachthäuser, Zusammenlegung und Aus- 
bau von Molkereien und Zuckerfabriken sowie die 
Umstrukturierung von Viehmarktanlagen. Als Folge 
dieser Zusammenfassungen von Vermarktungs- und 
Verarbeitungskapazitäten werden Stillegungen von 
veralteten Anlagen erforderlich; diese sind im Inter- 
esse der Rationalisierung zu fördern. 

Zu Nummer 4 
Küstenschutz 

Die Sicherung der Küste gegen Sturmfluten umfaßt 
Maßnahmen an Deichen und sonstigen Küstenschutz- 
werken, z. B. Neuanlage, Verstärkung und Erhöhung 
von Deichen an den Festlandküsten, auf den Inseln 
und an den tidebeeinflußten Wasserläufen sowie 
Sturmflutsperrwerke an den Mündungen von Tide- 
flüssen. Die Maßnahmen haben den Zweck, ein 
tiefgestaffeltes Hinterland in der Größe von etwa 
1 Million ha mit rund 96 °/o landwirtschaftlich ge- 
nutzter Fläche zu schützen. Die Maßnahmen dienen 
in gleicher Weise der Landwirtschaft als auch der 
allgemeinen Wirtschaft sowie den Menschen und 
Tieren, die in diesen gefährdeten Gebieten leben. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift geht zurück auf eine seit einer Reihe 
von Jahren geübte agrarstrukturelle Vorplanung. 


Dabei handelt es sich um eine überörtliche Fach- 
planung, die sich in der Regel auf das Gebiet einer 
Gemeinde mit zentralörtlicher Bedeutung und deren 
Nahbereich erstreckt. Die Vorplanung erfaßt auf 
dem Hintergrund wesentlicher Daten der regionalen 
Wirtschaftsentwicklung die Verhältnisse der Land- 
und Forstwirtschaft im Wege einer Bestandsauf- 
nahme und stellt dann fest, ob und ggf. welche 
Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur 
nach Art und Umfang notwendig sind. Die ergän- 
zenden Vorschläge zur Durchführung dieser Maß- 
nahme tragen den Zielen der Raumordnung und der 
Landesplanung Rechnung. Nachdem die Bedeutung 
der Flurbereinigung für eine umfassende neue Ord- 
nung der ländlichen Bereiche mehr und mehr zu- 
nahm, konnte insbesondere für diese zentrale Maß- 
nahme zur Verbesserung der Agrarstruktur auf eine 
Vorplanung nicht mehr verzichtet werden. Eine vor- 
herige agrarstrukturelle Vorplanung wird daher für 
eine Förderung der Flurbereinigung seit dem Jahre 
1964 vorausgesetzt. Der Begriff „Vorplanung" selbst 
wird bereits in § 38 Satz 2 Flurbereinigungsgesetz 
verwendet. Danach sind Vorplanungen der landwirt- 
schaftlichen Berufsvertretung oder anderer landwirt- 
schaftlicher Stellen sowie der Landespflege zu er- 
örtern und in dem möglichen Umfange zu berück- 
sichtigen. 

Die Entwicklung von Gemeinschaftsaufgaben macht 
es notwendig, Zweck und Aufgabe der Vorplanung 
innerhalb der Agrarstruktur und des Küstenschutzes 
auszudehnen, weil sich die Erkenntnis durchgesetzt 
hat, daß eine Vorplanung u. a. auch für die Markt- 
struktur, die Wasserwirtschaft, den Kulturbau und 
den Küstenschutz erforderlich werden kann. Die 
Vorplanung ist außerhalb der Flurbereinigung kein 
Zwang, sondern eine fakultative Aufgabe, die sich 
je nach Sachlage, angestrebtem Zweck sowie regio- 
nalem und sachlichem Bedürfnis als notwendig er- 
weisen wird. Die Erforderlichkeit einer Vorplanung 
kann jedoch in einzelnen Maßnahmebereichen zu- 
künftig die Regel werden. 

Obwohl die Vorplanung nicht unmittelbar zur Ge- 
meinschaftsaufgabe selbst zählt, sondern zeitlich vor 
der Aufstellung des Rahmenplanes durchgeführt 
wird, soll für sie mit Rücksicht auf ihre Bedeutung 
für die Maßnahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
gleichfalls eine entsprechende Kostenregelung wie 
für die Gemeinschaftsaufgabe gelten. Diejenige Vor- 
planung, an der sich der Bund finanziell beteiligen 
soll, muß zum gemeinsamen Rahmenplan ange- 
meldet werden. 

Uber den Aufgabenbereich des Gesetzes hinaus 
wird der Vorplanung vornehmlich als Bindeglied zu 
anderen Neuordnungs- und Entwicklungsaufgaben, 
insbesondere zur Verbesserung der regionalen 
Wirtschafts- und Infrastruktur, eine wichtige Funk- 
tion zukommen. 

Zu § 2: Allgemeine Grundsätze 

Durch Absatz 1 wird erläutert, welchen Zielen die 
Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe dient. Die all- 
gemeinen Grundsätze sind als Leitlinien gedacht, an 
die sich die Rahmenplanung halten soll. Die Ge- 
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meinschaftsaufgabe soll u. a. dazu beitragen, die 
Land- und Forstwirtschaft auf die Zukunft auszu- 
richten und ihre Konkurrenzfähigkeit im Gemein- 
samen Markt zu erhöhen. Beide Ziele sind als 
Grundsätze bewußt sehr allgemein gehalten, um die 
konkreten Aufgaben stets den sich verändernden 
Verhältnissen in Staat und Wirtschaft anpassen zu 
können. Der Weg, auf dem diese angedeuteten Ziele 
erreicht werden sollen, wird durch den Maßnahme- 
katalog des § 1 vorbestimmt. Es sind Strukturmaß- 
nahmen, die zur Kategorie der dringlichsten Auf- 
gaben im Bereich der Agrar- und Forstwirtschaft ge- 
hören. 

Bei der Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe sind die 
Ziele und Erfordernisse der Raumordnung und Lan- 
desplanung zu beachten. 

Durch Absatz 2 wird erläutert, in welcher Art und 
Weise die genannten Aufgaben erfüllt werden kön- 
nen. Da die finanziellen Mittel beschränkt sind, 
müssen Bund und Länder darauf bedacht sein, die 
vorhandenen Mittel wirtschaftlich und wirksam ein- 
zusetzen. Um eine übermäßige Aufplitterung der 
Mittel zu vermeiden, soll schon in der Rahmen- 
planung darauf geachtet werden, sowohl regionale 
als auch sektorale Schwerpunkte zu wählen. 

Die regionalen Schwerpunkte kommen dem Bedürf- 
nis entgegen, wie bisher in den nach den Regional- 
programmen besonders intensiv geförderten Gebie- 
ten die Verbesserung der Agrarstruktur mit gleicher 
Intensität fortzusetzen. Das bedeutet jedoch nicht, 
daß die Finanzierungsquoten des Bundes — wie bis- 
her üblich — für diese Gebiete höher sein werden 
als in anderen Bereichen. Durch die Betonung der 
regionalen Schwerpunkte soll klargestellt werden, 
daß die Gebiete mit Bundes- und Landesmitteln be- 
sonders berücksichtigt werden sollen, die gegen- 
über dem Durchschnitt des Bundesgebietes eine zu- 
rückgebliebene Agrar- und Marktstruktur aufweisen. 

Gleichrangig neben den räumlichen Schwerpunkten 
stehen die sachlichen Schwerpunkte. Durch sie soll 
dafür gesorgt werden, daß innerhalb der möglichen 
agrarstrukturellen Maßnahmen diejenigen bevor- 
zugt verwirklicht werden, die jeweils besonders 
dringlich sind und deshalb den Vorrang vor ande- 
ren haben müssen. Die nach der gegenwärtigen 
Agrarpolitik bestehenden Prioritäten ergeben sich 
aus dem Agrarprogramm der Bundesregierung. 

Die Maßnahmen sind mit anderen öffentlichen Neu- 
ordnungs- und Entwicklungsaufgaben abzustimmen. 
Das bedeutet, daß die Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes nicht isoliert ge- 
sehen werden darf. Beide Bereiche sind Teile der 
Gesamtwirtschaft. Geplante Maßnahmen und Ent- 
wicklungstendenzen müssen deshalb mit den Plänen 
und Zielvorstellungen des Bundes, der Länder und 
der Kommunen auf anderen Sektoren der Wirt- 
schaft abgestimmt werden, um Fehlentwicklungen 
weitestgehend zu vermeiden. Im Bereich der Auf- 
gaben des Bundesministers für Wirtschaft wird die 
Zusammenarbeit und Abstimmung insbesondere im 
Bereich der Erschließung von Erholungs- und Frem- 
denverkehrsgebieten der Industrieansiedlung und 
der Errichtung von entsprechenden Betrieben sowie 


der Errichtung oder des Ausbaus von Bildungs- und 
Fortbildungsstätten und Umschulungsstätten erfol- 
gen müssen. Daß die Abstimmung wechselseitig sein 
muß, ergibt sich schon aus dem Begriff Abstim- 
mung selbst und aus der entsprechenden Fassung 
des § 2 des Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur". 

Die Abstimmung beschränkt sich jedoch nicht nur 
auf die Bereiche der Wirtschaft, sondern erstreckt 
sich auch auf die allgemeine Raumordnung und Lan- 
desplanung. Im Vordergrund stehen die Neuordnung 
der ländlichen Räume, Planung im Bereich des Ver- 
kehrswesens und militärisch strategische Planungen. 

Zu § 3: Förderungsarten 

§ 3 zählt die vorgesehenen Förderungsarten auf. 
Durch diese Bestimmung soll klargestellt werden, 
daß die Förderung nur durch finanzielle Mittel er- 
folgen soll. Sachleistungen und Informationen so- 
wie andere Vorteile sollen nicht im Rahmen dieses 
Gesetzes gewährt werden. Das Gesetz unterscheidet 
die finanziellen Mittel nach Förderungsarten in Zu- 
schüsse, Darlehen und Zinszuschüsse. Bürgschaften 
als eine weitere Art der finanziellen Förderung sind 
bewußt nicht berücksichtigt worden, weil sie sich 
im Bereich der Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes wenig eignen. Es bleibt jedoch 
den Ländern unbenommen, außerhalb ihrer durch 
die Gemeinschaftsaufgabe festgesetzten Finanzie- 
rungsquoten Bürgschaften zu gewähren. 

Unter Darlehen sind nur diejenigen aus Haushalts- 
mitteln zu verstehen. Darlehen der Banken, die das 
Schwergewicht der Finanzierungsmittel ausmachen, 
werden dadurch zugänglich gemacht, daß der Zin- 
sendienst durch Zinszuschüsse ermäßigt wird. Da die 
Durchführung der Gemeinschaftsaufgabe Angelegen- 
heit der Länder ist, können Darlehen und Zinszu- 
schüsse im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe an 
die Letztempfänger nur von den Ländern gegeben 
werden. Der Bund erstattet seine anteilige Quote. 

Unter Zuschüssen werden Geldbeträge verstanden, 
die abgesehen von den Fällen des § 1 1 nicht zurück- 
gezahlt werden müssen. Zuschüsse sollen in erster 
Linie wertschaffend, also für Investitionen verwandt 
werden. Sie brauchen es jedoch im Einzelfall ent- 
sprechend dem Zweck der Maßnahme, wie z. B. bei 
der Förderung des Landaustausches (§ 1 Abs. 1 
Nr. 1 a) oder den Kosten der Vorplanung (§ 1 Abs. 2) 
nicht zu sein. 


Zu § 4: Gemeinsamer Rahmenplan 

Allgemeines 

Die §§ 4 bis 8 bilden eine Einheit und beruhen auf 
dem Verfassungsauftrag des Artikels 91 a Abs. 3 
Satz 1 GG (E). Dort ist bestimmt, daß die Ausfüh- 
rungsgesetze zu Artikel 91 a Abs. 1 GG (E) Bestim- 
mungen über das Verfahren und die Einrichtungen 
für eine gemeinsame Rahmenplanung betreffen sol- 
len. Die Vorschriften wurden in weitgehender Über- 
einstimmung mit den beiden anderen Ausführungs- 
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gesetzen zu Artikel 91 a Abs. 1 Nr. 1 und 2 GG (E) 
gefaßt. Sie gliedern sich in die grundsätzliche Vor- 
schrift über den gemeinsamen Rahmenplan sowie die 
Bestimmungen über den Inhalt des Rahmenplans, 
die Einrichtung für den Rahmenplan (Planungsaus- 
schuß), das Anmeldeverfahren zum Rahmenplan und 
das Verfahren nach Beschluß über den Rahmenplan. 

§ 4 im einzelnen 

Absatz 1 stellt den Grundsatz heraus, daß zur Er- 
füllung der Gemeinschaftsaufgabe ein gemeinsamer 
Rahmenplan aufgestellt werden soll. Er ist die 
Grundlage für die Erfüllung der Gemeinschaftsauf- 
gabe und neben der Finanzierung die entscheidende 
Grundlage, auf der Bund und Länder ihre Zusam- 
menarbeit verwirklichen. Der Rahmenplan ist von 
Bund und Ländern gemeinsam aufzustellen, während 
seine Durchführung nach § 9 Abs. 1 als wesentlicher 
Teil der Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe aus- 
schließlich den Ländern obliegt. Die Planung be- 
schränkt sich auf die Rahmenplanung. Damit ist 
klargestellt, daß keine Detailplanung vorgenommen 
werden soll. Sie bleibt den Ländern Vorbehalten. 

Nach Absatz 2 Satz 1 ist der Rahmenplan für den 
Zeitraum der Finanzplanung aufzustellen. Da die 
Finanzplanung gemäß § 9 des Gesetzes zur Förde- 
rung der Stabilität und des Wachstums der Wirt- 
schaft vom 8. Juni 1967 (BGBl. I S. 582) einen Zeit- 
raum von 5 Jahren umfaßt, ist der Rahmenplan für 
den gleichen Zeitraum vorgesehen. Es wird also 
e i n Rahmenplan für den ganzen Planungszeitraum 
aufgestellt. Er ist nach Haushaltsjahren gegliedert. 

Da die Rahmenplanung nur eine wesentliche Orien- 
tierungs- und Koordinierungshilfe sein soll und kein 
Selbstzweck ist, darf sie nicht starr sein. In Anleh- 
nung an das Stabilitätsgesetz ist deshalb darauf zu 
achten, daß der Rahmenplan, soweit er die auf das 
laufende Haushaltsjahr folgenden Rechnungsjahre 
betrifft, jährlich auf seinen Inhalt und seine Überein- 
stimmung mit der agrar- und gesamtwirtschaftlichen 
Lage sowie der Entwicklung im nationalen Bereich 
und in den Europäischen Gemeinschaften überprüft 
wird. Erforderlichenfalls muß der Rahmenplan umge- 
stellt und der Entwicklung angepaßt werden. Führt 
die Anpassung zu inhaltlichen Änderungen des be- 
stehenden Rahmenplans, so bedarf es der Beschluß- 
fassung über die Änderung durch den Planungsaus- 
schuß. 

Die Fortführung des Rahmenplans sieht eine Ergän- 
zung nach Ablauf des jeweiligen Haushaltsjahres 
um ein weiteres Jahr vor, so daß stets ein Planungs- 
zeitraum von fünf Jahren vorhanden ist. Jedes 
fünfte Jahr wird jährlich neu dem Rahmenplan hin- 
zugefügt. 

Absatz 2 Satz 2 knüpft an die mehrjährige Finanz- 
planung des Bundes an. Es soll klargestellt werden, 
daß sich Bund und Länder bei der Aufstellung des 
Rahmenplans an dem durch die Finanzplanung vor- 
gesehenen Umfang der Haushaltsmittel orientieren 
müssen. Umfang und Auswahl der Maßnahmen dür- 
fen kostenmäßig in der Regel die in der mehrjähri- 
gen Finanzplanung vorgesehenen Mittel nicht über- 
schreiten. Das gilt auch für die Fortführung des 
Rahmenplans. 


Zu § 5: Inhalt des Rahmenplans 

Durch § 5 wird der Inhalt des Rahmenplans be- 
stimmt und konkretisiert. Die Konkretisierung be- 
zieht sich auf die Angabe der durchzuführenden 
Maßnahmen. Die diesen Maßnahmen zugrunde 
liegenden Zielvorstellungen sollen angegeben wer- 
den. Unter den Zielvorstellungen sind Angaben 
über den inneren Zusammenhang einer Maßnahme 
mit anderen sowie über die Bedeutung bestimmter 
Maßnahmegruppen in einem oder mehreren Ländern 
zu verstehen. Zu Zielvorstellungen zählen auch Über- 
schlagsrechnungen, aus denen sich ergibt, für wie 
viele Jahre voraussichtlich eine Maßnahme oder 
mehrere Maßnahmen zusammen durchgeführt wer- 
den müssen, damit das gesteckte Förderungsziel 
erreicht werden kann. 

Um den Rahmenplan ähnlich durchsichtig wie einen 
Haushaltsplan zu machen, müssen neben den Förde- 
rungsarten auch die voraussichtlichen Kosten ange- 
geben werden. Dabei haben lediglich die nach dem 
Rahmenplan für das nächste Jahr bereitzustellenden 
Mittel eine die Regierungen des Bundes und der 
Länder bindende Wirkung. Wegen der nur vor- 
läufigen Planung für die nächsten Jahre ist eine 
Bindungswirkung des Rahmenplans für die in den 
folgenden Jahren vorgesehenen Mittel nicht mög- 
lich. 

Nach Absatz 2 sind für jede einzelne Maßnahme 
im Rahmenplan Regelungen aufzunehmen, die ein- 
heitlich als Zuwendungsgrundsätze in allen Bundes- 
ländern gelten. In Ziff. 1 — 5 wurden die unver- 
zichtbaren Gesichtspunkte aufgezählt, nach denen 
die Bedingungen zu ordnen sind. Sie sind als Grund- 
sätze erforderlich, insbesondere deshalb, damit die 
gleichen Zuwendungsbedingungen für die Durch- 
führung der Maßnahmen in allen Ländern gelten. 
Die Regelungen nach Absatz 2 werden vom Pla- 
nungsausschuß (§ 6) erarbeitet. Die Zuwendungsbe- 
dingungen sind Bestandteil des Rahmenplans und 
binden damit auch die Landesregierungen. Die im 
Rahmenplan enthaltenen Zuwendungsgrundsätze 
gelten unabhängig vom jeweiligen Planungsjahr so- 
lange fort, bis sie im Wege der Anpassung und 
Fortführung geändert oder ergänzt werden. 

Zu Nummer 1 

Unter die Angaben über den Verwendungszweck 
der Mittel fallen Bestimmungen, die die Verwen- 
dung der Mittel innerhalb einer Maßnahme konkre- 
tisieren. Als Beispiel sei auf den Bereich der Flur- 
bereinigung hingewiesen, wo bestimmt werden muß, 
ob und wieviel Mittel nach welcher Maßgabe für 
Bodenverbesserungen, wasserwirtschaftliche und 
kulturbautechnische Maßnahmen, den Wegebau, 
landwirtschaftliche Neubauten, die Aufstockung und 
sonstige gemeinschaftliche Angelegenheiten bereit- 
gestellt werden sollen. 

Zu Nummer 2 

Aus der Bestimmung des Verwendungszwecks der 
Mittel ergibt sich oft schon die Wahl der Förde- 
rungsart. So unterscheidet man Aufgaben, die durch 
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Zuschüsse, Darlehen oder Zinsverbilligungen ge- 
fördert werden. Die Unterscheidung der Mittel nach 
Förderungsarten ist schließlich auch für die Frage 
der Sicherung und Verzinsung der Mittel wichtig. 

Aus dem Rahmenplan muß neben dem Verwen- 
dungszweck und der Art der Förderungsmittel auch 
hervorgehen, in welcher Höhe der Bund und die 
Länder zusammen eine Maßnahme fördern. Um 
einen Überblick über die gesamte Finanzierung 
einer Maßnahme zu erhalten, müssen auch die Betei- 
ligungsquoten Dritter und der Begünstigten fest- 
stehen. Als Dritte und Begünstigte kommen neben 
den natürlichen Personen auch die verschiedenarti- 
gen juristischen Personen des privaten und öffent- 
lichen Rechts (z. B. GmbH, Wasser- und Boden- 
verbände, Gemeinden, Kreise u. a.) in Betracht. 

Zu Nummer 3 

Unter den Angaben über die Sicherung der Mittel 
ist festzulegen, welche Forderungen in welcher Form 
zu sichern sind. Die Sicherung von Forderungen be- 
trifft nicht nur Darlehensforderungen, sondern auch 
bedingte Ansprüche aus Rückzahlungen von Zu- 
schüssen im Falle der bestimmungswidrigen Verwen- 
dung der Mittel. Als Sicherungen können Pfand- 
rechte an beweglichen und unbeweglichen Sachen, 
Sicherungseigentum und Bankbürgschaften in Frage 
kommen. 

Zu Nummer 4 

Die Fragen der Tilgung und Verzinsung beziehen 
sich nur auf Darlehen. Mit Rücksicht auf die durch- 
schnittlich schwache Ertragsfähigkeit der land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebe werden die Laufzeit 
der Darlehen, die Höhe der Tilgungsraten und der 
Verzinsung oft abweichend von den üblichen bank- 
mäßigen Bedingungen zu regeln sein. 

Zu Nummer 5 

Anders als Nummer 4 bezieht sich die Rückforde- 
rung sowohl auf Darlehen als auch auf Zuschüsse. 
Insbesondere sind die Verpflichtungen der Zuwen- 
dungsempfänger zu regeln, die sich aus der Nicht- 
erfüllung der Zuwendungsbedingungen ergeben. Un- 
ter Rückforderung sind die Ansprüche der Länder 
gegenüber dem Zuwendungsempfänger aus bestim- 
mungswidrigem Gebrauch der öffentlichen Mittel 
oder der mit ihnen geförderten Sache zu verstehen. 

Zu § 6: Planungsausschuß 

Zu Absatz 1 

Der Planungsausschuß ist eine gemeinsame Einrich- 
tung des Bundes und der Länder, derer sie sich als 
Mittel der Zusammenarbeit bedienen. Da der Rah- 
menplan ein Akt der Verwaltung ist, stellen die 
Bundesregierung und die Landesregierungen die 
Mitglieder des Planungsausschusses. Entsprechend 
dem Aufgabenkreis der Rahmenplanung gehört dem 
Planungsausschuß der Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten als Vorsitzender 


an. Die Mitgliedschaft des Bundesministers der 
Finanzen im Planungsausschuß ergibt sich aus seiner 
haushaltsrechtlichen Stellung und seiner Geschäfts- 
führung im Finanzkabinett. Die Landesregierungen 
sind im Planungsausschuß durch jeweils einen Mini- 
ster (Senator) vertreten. Mit Rücksicht auf die Orga- 
nisationsgewalt der Länder kann dieses Bundes- 
gesetz nicht bestimmen, welcher Landesminister 
(Senator) Mitglied sein soll. 

Satz 3 erklärt eine Vertretung für zulässig. Es sollte 
jedoch sichergestellt sein, daß die Kontinuität der 
Beratungen durch wechselnde Vertretungen nicht 
gestört wird. 

Nach Absatz 2 ist vorgesehen, daß der Planungs- 
ausschuß nur mit einer Mehrheit von drei Vierteln 
der Stimmen Beschlüsse fassen kann. Da jedes Land 
eine Stimme hat, Bund und Länder jedoch die 
gleiche Stimmenzahl, ergibt sich daraus, daß der 
Bund bei elf Ländern auch elf Stimmen hat. Eine 
Stimmenmehrheit von drei Vierteln bedeutet also, 
daß bei Anwesenheit aller Mitglieder zu einem Be- 
schluß mindestens 17 Stimmen erforderlich sind. Da- 
mit ein Beschluß zustande kommen kann — weil 
die Stimmen des Bundes einheitlich abzugeben 
sind — müssen sich also der Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten und der Bun- 
desminister der Finanzen über die Stimmabgabe 
einigen und sich mindestens sechs Länder den Stim- 
men des Bundes anschließen. Für die Berechnung 
der Dreiviertelmehrheit sind die Stimmen der an- 
wesenden Mitglieder maßgeblich. Eine Mehrheit 
von drei Vierteln der Stimmen kann also auch schon 
bei weniger als 17 Stimmen vorliegen. Hierdurch 
soll verhindert werden, daß der Planungsausschuß 
durch Abwesenheit einer größeren Zahl seiner Mit- 
glieder beschlußunfähig wird. Beschlüsse werden 
vom Planungsausschuß gefaßt über den Rahmenplan 
(§ 4 Abs. 1), den durch ein weiteres Planungsjahr 
fortgeführten Rahmenplan (§ 4 Abs. 2) und den auf 
Grund vorausgegangener sachlicher Prüfung geän- 
derten oder ergänzten Rahmenplan (§ 4 Abs. 2). 

Nach Absatz 3 ist vorgesehen, daß sich der 
Planungsausschuß eine Geschäftsordnung gibt. In 
ihr sind insbesondere verfahrensrechtliche Fragen 
zu regeln. Dazu u. a. zählen Bestimmungen über die 
Sitzungen und deren Ablauf, den Geschäftsverkehr 
mit dem Planungsausschuß, die Bildung von Unter- 
ausschüssen, in denen die Fachreferate des Bundes 
und der Länder im Bereich der ihnen obliegenden 
Maßnahmen zur Vorbereitung des Rahmenplans 
Sachfragen behandeln. 

Zu § 7: Anmeldung zum Rahmenplan 

Zu Absatz 1 

Der Rahmenplan wird zum überwiegenden Teil da- 
durch vorbereitet, daß die Länder dem Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Maßnahmen zur Aufnahme in den Rahmenplan Vor- 
schlägen. Dieses Vorschlagsrecht der Länder erklärt 
sich aus ihrer Erfahrung, ihrer speziellen Kenntnis 
der örtlichen Bedürfnisse sowie ihrer Verantwor- 
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tung für die Durchführung des Rahmenplans. Für die 
Anmeldung ist eine Frist bis zum 1. Februar eines 
jeden Jahres festgesetzt. Der frühe Zeitpunkt ist er- 
forderlich, damit die angemeldeten Maßnahmen vor 
der Aufnahme in den Rahmenplan im Planungsaus- 
schuß geprüft und an den voraussichtlich zur Ver- 
fügung stehenden Mitteln ausgerichtet werden kön- 
nen. Bei einer Verschiebung des Zeitpunkts auf 
einen späteren Termin würde die Abstimmung mit 
den Haushaltsansätzen des Bundes und der Länder 
kaum zu verwirklichen sein. Die Anmeldungen bis 
zum 1. Februar eines jeden Jahres beziehen sich auf 
Maßnahmen, die erst in dem folgenden Jahr und 
den anschließenden Jahren durchgeführt werden 
sollen. 

In Absatz 1 Satz 2 und 3 ist eine spezielle, sich aus 
der Verfassung ergebende Frage geregelt. Nach 
Artikel 91 a Abs. 3 Satz 2 GG (E) bedarf die Auf- 
nahme eines Vorhabens in den Rahmenplan der Zu- 
stimmung des Landes, in dessen Gebiet das Vor- 
haben durchgeführt wird. Aus Gründen der Verein- 
fachung wird bei der ohnehin erforderlichen An- 
meldung der Vorhaben durch das Land dessen Zu- 
stimmung im Sinne des Artikels 91 a Abs. 3 Satz 3 
GG (E) unterstellt. Weil sich jedoch die Absichten 
des Landes in dem Zeitraum zwischen Anmeldung 
und Aufstellung des Rahmenplans möglicherweise 
ändern, ist ein Widerrufsrecht des Landes bis zur 
Beschlußfassung über den Rahmenplan vorgesehen. 

Zu Absatz 2 

Zu Nummer 1 

Aus den Anmeldungen sollen die einzelnen Maß- 
nahmen und deren Umfang (z. B. Stückzahl, Fläche 
in ha oder Länge in km) ersichtlich sein. Die Auf- 
gliederung und der Umfang der Maßnahmen soll 
entsprechend der Durchführung der Haushaltspläne 
nach Planungsjahren erfolgen. 

Zu Nummer 2 

Um eine Übersicht über die Kosten der Maß- 
nahmen für den Rahmenplan und die Haushalts- 
entwürfe des Bundes und der Länder zu erhalten, 
müssen die Länder bei ihren Anmeldungen die 
Kosten für jede Maßnahme angeben. Die Kosten 
sind möglichst genau zu schätzen. Bei Maßnahmen, 
die für mehrere Planungsjahre angemeldet werden, 
sind die Kosten nicht nur für das kommende Pla- 
nungs- und Haushaltsjahr, sondern möglichst für 
die Dauer des ganzen Planungszeitraums anzuge- 
ben. Die voraussichtliche Kostenverteilung auf die 
einzelnen Kostenträger soll Aufschlüsse darüber 
geben, ob und wie die Finanzierung der Maßnah- 
men oder des einzelnen Vorhabens sichergestellt 
ist. Die Kostenträger und die Höhe ihrer Kosten- 
quote sind aufzuschlüsseln nach Bund, Land, Dritten 
und Begünstigten. 

Durch Satz 2 und Satz 3 wird bestimmt, daß die an- 
gemeldeten Maßnahmen zu begründen sind. Die 
Summe der angemeldeten Vorhaben ist getrennt 
nach Maßnahmen zu begründen. Aus der Begrün- 
dung muß die Notwendigkeit der Maßnahmen zur 


Erzielung der angestrebten Strukturverbesserung 
hervorgehen. 

Zu Absatz 3 

Die Anmeldungen werden beim Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten als Vorsit- 
zendem des Planungsausschusses gesammelt und 
dann dem Planungsausschuß zur Prüfung und Be- 
schlußfassung vorgelegt. Ergänzend zu Absatz 1 
wird noch bestimmt, daß auch der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten im Hin- 
blick auf seine gesamtstaatliche Verantwortung das 
Recht hat, Maßnahmen zur Aufnahme in den Rah- 
menplan von sich aus vorzuschlagen. 

Zu Absatz 4 

Soll der Rahmenplan auf Grund einer Überprüfung 
und Anpassung geändert werden, so müssen die 
Änderungsvorschläge der Landesregierungen und des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten in sinngemäßer Anwendung der Ab- 
sätze 1 bis 3 z. B. die Maßnahmen, deren Umfang 
und voraussichtlichen Kosten angeben sowie die 
Anmeldung zur Änderung des Rahmenplans be- 
gründen. Es soll sichergestellt werden, daß keine 
übereilten Änderungen vorgenommen werden, ohne 
daß gleichzeitig auch gleichwertige Maßnahmen vor- 
geschlagen werden. 

Zu § 8: Verfahren nach Beschluß über den Rah- 
menplan 

Diese Vorschrift setzt einen schon beschlossenen 
Rahmenplan voraus und regelt die sich für die Bun- 
desregierung und Landesregierungen aus dem Rah- 
menplan ergebenden Verpflichtungen. Der Planungs- 
ausschuß leitet den Rahmenplan der Bundesregie- 
rung und den Landesregierungen zu, damit sie sich 
über dessen Inhalt informieren können und für ihre 
Haushaltsentwürfe entsprechende Vorbereitungen 
treffen. Die Bundesregierung und die Landesregie- 
rungen haben die für die Durchführung des Rah- 
menplanes im nächsten Jahr erforderlichen Mittel- 
ansätze in die Entwürfe ihrer Haushaltspläne aufzu- 
nehmen. Die erforderlichen Mittel sind die vom 
Planungsausschuß im beschlossenen Rahmenplan 
festgelegten Mittel. Die durch Satz 2 dieser Vor- 
schrift zum Ausdruck kommende Bindung der Bun- 
desregierung und der Landesregierungen an den 
beschlossenen Rahmenplan soll unterstreichen, daß 
der Rahmenplan eine wichtige Vorarbeit für die 
Entwürfe der Haushaltspläne im Bereich der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes ist. Er ist ein wirk- 
sames Mittel, die Entwürfe der Haushaltspläne des 
Bundes und der Länder in diesen Aufgabengebieten 
aufeinander abzustimmen. Dieser Aufgabe dient ins- 
besondere auch die Mitgliedschaft des Bundesmini- 
sters der Finanzen im Planungsausschuß. Ohne Bin- 
dungswirkung wären die überstimmten Länder ge- 
gen eine Dreiviertelmehrheit der Mitglieder des 
Planungsausschusses in der Lage, in ihren Entwürfen 
der Haushaltspläne vom Rahmenplan abzuweichen. 
Die Bindung setzt jedoch voraus, daß sich die Mit- 
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glieder des Planungsausschusses mit ihren Regie- 
rungen abstimmen. Die Bindung der Regierungen an 
die Mittelansätze des Rahmenplans bedeuten jedoch 
keine Einschränkung des Rechts der Parlamente 
des Bundes und der Länder, die Haushaltsentwürfe 
abzuändern und abweichend von den Vorschlägen 
der Regierungen über die Haushalte zu beschließen. 
Werden die Mittelansätze des Rahmenplans von den 
Änderungen der Parlamente betroffen, so ist auch 
der Rahmenplan zu überprüfen und im Falle vorge- 
nommener Abänderungen über diese zu beschließen. 

Zu § 9: Durchführung des Rahmenplans 

Durch § 9 sind sinngemäß Bestimmungen des Arti- 
kels 91 a GG (E) in die drei Gesetze über die Ge- 
meinschaftsaufgaben übernommen. Was in Arti- 
kel 91 a GG (E) als Grundsatz für die Gemeinschafts- 
aufgaben im allgemeinen bestimmt ist, wird durch 
§ 9 konkretisiert. 

Durch Absatz 1 wird in sinngemäßer Wieder- 
holung des Artikels 91 a Abs. 1 GG (E) klargestellt, 
daß die Durchführung des Rahmenplans Aufgabe 
der Länder ist. Zur Durchführung zählen ins- 
besondere die Detailplanung, die Vergabe der 
Mittel an die Begünstigten, die Erstellung der 
Schlußabrechnungen sowie die Überwachung der 
Begünstigten auf Einhaltung der Zuwendungsbedin- 
gungen. 

Absatz 2 wiederholt sinngemäß Artikel 91 a Ab- 
satz 5 GG (E). 

Zu § 10: Erstattung 

Absatz 1 legt das Erstattungsverfahren fest. Das 
Erstattungsprinzip bedeutet, daß der Bund den Län- 
dern grundsätzlich seinen Anteil an den Förderungs- 
mitteln erst dann gewährt, wenn die im Rahmen- 
plan festgelegten Maßnahmen durchgeführt sind. 
Vorbehaltlich Absatz 2 muß danach das Land vor- 
leisten. Die Erstattungspflicht des Bundes erstreckt 
sich auf alle entsprechend dem Rahmenplan durch- 
geführten Maßnahmen. Ob Maßnahmen durchge- 
führt sind, ergibt sich aus den von den Ländern vor- 
zulegenden Endabrechnungen. 

Für Maßnahmen nach § 1 ist vorgesehen, daß für 
den Bereich der Agrarstrukturverbesserung ein ein- 
heitlicher Erstattungssatz von 60 v. H. und für den 
Küstenschutz von 70 v. H. gelten soll. Damit ist die 
Verpflichtung des Artikels 91 a Abs. 4 GG (E) berück- 
sichtigt, daß für die Agrarstruktur und den Küsten- 
schutz mindestens 50 v. H. der Aufwendungen vom 
Bund zu leisten sind. Die möglichst gleiche Belastung 
von Bund und Ländern verdeutlicht, daß die Ge- 
meinschaftsaufgaben als Länderaufgaben auch eine 
möglichst gleiche Finanzverantwortung fordern. 

Die anteilige Erstattung der Kosten der Vorplanung 
ist deshalb geboten, weil sie teilweise erheblich und 
regional sehr verschieden sein können. Die Vor- 
planung mußte ausdrücklich erwähnt werden, weil 
deren Kosten nicht Bestandteil einer oder mehrerer 
Maßnahmen der Gemeinschaftsaufgabe zu sein 
brauchen. Es mußte insbesondere auch der Fall be- 


rücksichtigt werden, daß die Vorplanung zu einem 
negativen Ergebnis führen kann und deshalb keine 
Maßnahmen geplant und durchgeführt werden. Eine 
Vorplanung ist jedoch nur dann erstattungsfähig, 
wenn sie in den Rahmenplan aufgenommen worden 
ist. 

Die Konstruktion des Gesetzentwurfs geht davon 
aus, daß die agrarpolitische Verantwortung und Ent- 
scheidung der Länder erheblich gestärkt wird. Dar- 
aus folgt, daß auch die finanzpolitische Verantwor- 
tung der Länder derjenigen des Bundes weitgehend 
im Beteiligungssatz angenähert werden muß. Mit 
Rücksicht auf die hohe Belastung der Küstenländer 
und die Schäden aus der Flutkatastrophe des Jahres 
1962 ist für den Küstenschutz die angegebene höhere 
Erstattungsquote als für die anderen Maßnahmen 
vorzusehen. Eine Vorplanung im Rahmen des Kü- 
stenschutzes wird erstattungsmäßig wie dieser be- 
handelt. 

Zu erstatten sind nur die Zweckausgaben, also keine 
Verwaltungskosten. Die Erstattungsquote bezieht 
sich nur auf entstandene Zweckausgaben, d. h. auf 
die Istausgaben des Landes. Unter den Istausgaben 
sind jedoch nicht die Kosten Dritter und des Begün- 
stigten zu verstehen. Die Abgrenzung der erstat- 
tungsfähigen Zweckausgaben der Vorplanung wird 
auf der Grundlage des nach Artikel 104 a 
Abs. 4 GG (E) zu erlassenden Gesetzes erfolgen. 

In Absatz 2 wird insoweit von dem Grundsatz 
der Erstattung abgewichen, als der Bund schon zu 
Beginn und während der Durchführung der Maß- 
nahmen Zahlungen leistet. Es sind Zahlungen auf 
den endgültigen Erstattungsbetrag, um das Land 
nicht im voraus zu sehr zu belasten. Die Zahlungen 
werden jedoch auch von den bereitgestellten Haus- 
haltsmitteln abhängig gemacht. 

Um den Mittelbedarf der Vorleistungen zu kennen, 
ist vorgesehen, daß die Länder die Höhe der für 
die einzelne Maßnahme verausgabten Mittel an- 
geben und den Bund außerdem über die Fortschritte 
und den Stand der Durchführung der Maßnahmen 
informieren. Nach dem Spezialitätsprinzip der Haus- 
haltspläne und des Rahmenplans sollen die Infor- 
mationen getrennt nach Maßnahmen erfolgen, weil 
auch die Zahlungen nach dem gleichen Prinzip 
gewährt werden. Nach dem Grundsatz, daß nur die 
Zweckausgaben erstattungsfähig sind, können sich 
die Zahlungen auch nur auf diese beziehen. 

Zu § 11: Rückzahlung und Verzinsung der Bun- 
desmittel 

§ 1 1 regelt die Fälle der Rückflüsse von Darlehen 
(Absatz 1), die Rückforderungen von Mitteln, die 
das Land (Absatz 2) oder der Zuwendungsempfän- 
ger (Absatz 3) bedingungswidrig verwendet hat, 
sowie die Verzinsung von Rückforderungen (Ab- 
satz 4). Durch Absatz 5 wird klargestellt, daß § 11 
keine Haftungsvorschrift ist, sondern nur die Erstat- 
tungsansprüche regelt. Da das vorliegende Gesetz 
nur das Verhältnis von Bund und Ländern betrifft, 
gelten die Rückzahlungsbestimmungen nicht gegen- 
über dem Zuwendungsempfänger. 
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Absatz 1 bestimmt, daß die Rückflüsse aus Dar- 
lehen und deren Zinsen vom Land anteilig an den 
Bund abzuführen sind. Diesen Anspruch hat der 
Bund deshalb, weil er gemäß § 10 in Verbindung 
mit § 5 Abs. 2 Nr. 2 auch entsprechend seiner Quote 
an der Zahlung des Darlehens beteiligt war. Der 
Begriff „anteilig" soll zum Ausdruck bringen, daß 
der Bund nur in dem Verhältnis an den Rückzah- 
lungen beteiligt ist, wie sie dem Land zufließen. Im 
Falle des Zins- oder Rückzahlungsverzuges erhält 
der Bund im Verhältnis zur Beteiligungsquote nicht 
mehr Geld zurück als das Land. Bund und Land tra- 
gen im Falle des Absatzes 1 entsprechend dem Be- 
teiligungsverhältnis auch die Zahlungsausfälle. 

Absatz 2 geht von dem Fall aus, daß das die 
Zuwendung gewährende Land die Mittel bedin- 
gungswidrig verwendet hat. Die Folge ist, daß das 
Land die Bundesmittel in voller Höhe erstatten 
muß. Das ergibt sich aus der Formulierung „zu- 
gewiesene Bundesmittel". Das Land kann sich nicht 
wie in Absatz 1 darauf berufen, daß es die Mittel 
ganz oder teilweise nicht wieder zurückerhalten hat, 
da es die Ursache für die bedingungswidrige Ver- 
wendung gesetzt hat. 

Unter Bundesmitteln sind sowohl Darlehen als auch 
Zuschüsse und unter den festgelegten Bedingungen 
die im Verhältnis der Länder zum Bund zu beach- 
tenden Zuwendungsgrundsätze zu verstehen. Zur 
bedingungswidrigen Verwendung können insbeson- 
dere auch die Fälle gezählt werden, in denen ab- 
weichend vom Verwendungszweck der Mittel, Zu- 
schüsse für andere Maßnahmen oder nicht zuschuß- 
fähige Folgearbeiten gewährt werden. 

Absatz 3 ist eine Einschränkung des Absatzes 2 
und regelt den Fall der Rückforderung von Mitteln 
für die Fälle, in denen das Land bedingungsmäßig 
gehandelt hat. Das Land ist verpflichtet, die Mittel 
vom Zuwendungsempfänger zurückzufordern, sobald 
ihm ein Rückforderungstatbestand bekannt wird. 
Absatz 3 regelt bewußt nur die Rückforderung der 
dem Bund zustehenden Quote der Zuwendung an 
den Empfänger. Eine weitergehende Regelung würde 
in die Befugnis der Länder eingreifen, über ihren 
Zuwendungsanteil selbständig zu verfügen. Sind 
zwar die Mittel bestimmungsgemäß verwendet wor- 
den, die damit geschaffenen Sachen später jedoch 
bedingungswidrig oder unabhängig von agrarstruk- 
turellen Gründen nicht mehr genutzt worden, so 
sind die Mittel zurückzuzahlen. 

Ähnlich wie in Absatz 1 ist nur der Betrag dem 
Bund zu erstatten, den das Land vom Zuwendungs- 
empfänger zurückerhalten kann. Im Falle von Aus- 
fällen vermindert sich die Rückzahlungsquote an 
den Bund. 

Absatz 4 regelt die Verzinsung der Rückforde- 
rungen im Verhältnis vom rückzahlungsverpflichte- 
ten Land zum Bund. Der erste Halbsatz stellt klar, 
daß alle nach den Absätzen 1 bis 3 vom Bund 
zurückzufordernden Beträge vom Land zu verzinsen 
sind, und zwar in Höhe des jeweiligen Diskont- 
satzes der Deutschen Bundesbank. Die Verzinsung 
beginnt im Falle des Absatzes 2 vom Zeitpunkt der 
Auszahlung der Bundesmittel an das Land. Die 


sofortige Verzinsung ist mit Rücksicht auf die 
bedingungswidrige Verwendung der Bundesmittel 
durch das Land gerechtfertigt. In den Fällen der 
Absätze 1 und 3 beginnt die Verzinsung erst nach 
Überweisung der Mittel vom Zuwendungsempfän- 
ger an das Land. Die Wahl des Zeitpunktes — vom 
Beginn des zweiten Monats nach Eingang des 
Betrages — 1 ergibt sich aus buchungstechnischen 
Gründen. 

Absatz 5 stellt klar, daß es sich bei den Vor- 
schriften der Absätze 2 bis 4 um Fälle der Erstattung 
handelt. Fragen der Haftung der Länder gegenüber 
dem Bund werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 
Sie sollen einem Gesetz nach Artikel 104 a Ab- 
satz 4 GG (E) Vorbehalten bleiben, das die Haftung 
von Bund und Ländern grundsätzlich regeln wird. 

Zu § 12: Uberleitungs Vorschrift 

Die Uberleitungsvorschrift soll einen reibungslosen 
Übergang von der bisherigen Verwaltungspraxis 
zur Durchführung des ersten Rahmenplans sichern. 

Absatz 1 befristet die Anwendbarkeit der bis- 
herigen Grundsätze zur Bewilligung und Verwen- 
dung der Mittel. Unter den bisherigen Grundsätzen 
sind insbesondere die bisherigen Zuwendungsricht- 
linien sowie das Verfahren der Mittelzuweisung zu 
verstehen. Das bisherige Verfahren kann vorüber- 
gehend fortgesetzt werden, weil es sich bewährt hat 
und einen möglichst reibungslosen Übergang' zum 
Verfahren der Rahmenplanung verspricht. Die über- 
gangsfrist ist so bemessen, daß das zukünftige Pla- 
nungsverfahren nicht übereilt werden muß. Bis zu 
diesem Zeitpunkt muß es jedoch vorbereitet sein. 
Tritt das Gesetz am 1. Januar 1970 in Kraft, so 
müssen die bisherigen Grundsätze spätestens am 
31. Dezember 1972 auslaufen. Der selbe Zeitpunkt 
gilt, wenn das Gesetz erst im Laufe des Jahres 1970 
in Kraft tritt. Diese Frist von längstens drei Jahren 
gilt jedoch nur dann, sofern nicht der erste Rahmen- 
plan schon vorher aufgestellt und wirksam wird. 

Während Absatz 1 das Verwaltungsverfahren 
betrifft, regelt Absatz 2 die Finanzierung der Ge- 
meinschaftsaufgabe vor der Durchführung des 
ersten Rahmenplans. Die Beteiligungsquoten des 
§ 10 gelten unabhängig vom Wirksamwerden des 
Rahmenplans schon für alle Mittel, die nach Inkraft- 
treten des Gesetzes von den Ländern an die End- 
empfänger ausgezahlt werden. Dabei ist es unerheb- 
lich, ob es sich um schon vor dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes begonnene Vorhaben handelt, die sich 
über mehrere Jahre erstrecken, oder ob es neue 
Vorhaben sind, die vor dem ersten Rahmenplan 
begonnen werden. 

Zu § 13: Berlin-Klausel 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 14: Inkrafttreten 

Das Gesetz soll am 1. Januar 1970 gleichzeitig mit 
Artikel 91 a GG in der Fassung des Finanzreform- 
gesetzes (E) in Kraft treten. 


14 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/4090 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


i. 

Eine abschließende Stellungnahme zu den Entwür- 
fen 

eines Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe 

Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes 

eines Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe 

Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur 

eines Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe 

Ausbau und Neubau von wissenschaftlichen 

Hochschulen — Hochschulbauförderungsgesetz — 

ist im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht möglich, weil 
noch nicht feststeht, in welcher Fassung der vom 
Deutschen Bundestag beschlossene Artikel 91 a GG 
Gesetzeskraft erhalten wird. 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
sollte zudem geprüft werden, ob in den genannten 
Gesetzentwürfen zweckmäßig nicht dann immer die 
gleiche Fassung zu wählen ist, wenn es sich um 
gleichartige Sachverhalte handelt. 


a) Der einleitende Satz von Absatz 1 ist wie 
folgt zu fassen: 

„(1) Bei der Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes durch die 
Länder wirkt der Bund durch Beteiligung an 
der Rahmenplanung und Finanzierung in 
folgenden Aufgabenbereichen nach Maßgabe 
dieses Gesetzes mit:". 

Begründung 

Auch in den Ausführungsgesetzen zu Arti- 
kel 91 a GG sollte eindeutig betont werden, 
daß es sich bei der Erfüllung von Gemein- 
schaftsaufgaben um Aufgaben der Länder 
handelt. 

b) In Absatz 1 Nr. 1 und Nr. 3 sind jeweils vor 
dem ersten Wort „Verbesserung" die Worte 
„Maßnahmen zur" einzufügen. 

Begründung 

Es ist geboten, alle Aufgabenbereiche des 
§ 1 als Maßnahmen zu bezeichnen. 

c) Entschließung 

Die Förderung der Struktur der Fischerei- 
betriebe ist im Gegensatz zur Förderung der 


Vermarktung in dem Maßnahmenkatalog 
(§ 1 des Gesetzentwurfs) nicht enthalten. 

Der Bundesrat geht davon aus, daß die För- 
derung der Struktur der Fischerei im Hin- 
blick auf die gesamtwirtschaftliche Bedeu- 
tung in die alleinige Zuständigkeit des Bun- 
des fällt (gesamtstaatliche Wirtschaftsför- 
derung). Wird diese Ansicht von der „Flur- 
bereinigungskommission" nicht geteilt, müßte 
im Verlauf des weiteren Gesetzgebungsver- 
fahrens § 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c des 
Entwurfs um diese Aufgabe ergänzt werden. 


d) Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe d ist zu streichen. 
Begründung 

Nach Artikel 91 a Abs. 2 Satz 1 GG werden 
die Gemeinschaftsaufgaben durch Bundesge- 
setz mit Zustimmung des Bundesrates näher 
bestimmt. Die unbestimmte Fassung des § 1 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d ist mit diesem Ver- 
fassungsauftrag nicht zu vereinbaren. 


e) In Absatz 1 ist nach Nummer 2 folgende 
Nummer 2 a einzufügen: 

„2a. Maßnahmen, die sich aus der Um- 
strukturierung der Land- und Forst- 
wirtschaft ergeben und die der Siche- 
rung der sozialökonomischen Lei- 
stungen dieser Wirtschaftszweige für 
die Allgemeinheit dienen;". 

Begründung 

Die Sicherung der sozialökonomischen Lei- 
stungen der Land- und Forstwirtschaft ist 
ein zunehmend wichtiger Teilbereich der 
Agrarstrukturverbesserung. Hierauf weist 
auch das Agrarprogramm der Bundesregie- 
rung hin. Die Bedeutung dieser Aufgabe 
macht ihre Einbeziehung in die Gemein- 
schaftsaufgabe erforderlich. 


f) In Absatz 1 ist nach der neu einzufügenden 
Nummer 2 a folgende Nummer 2 b einzu- 
fügen: 

„2 b. agrarstrukturelle Regionalprogramme;". 
Begründung 

Die Begründung zu § 1 Abs. 1 Nr. 2 des 
Gesetzentwurfs führt als wasserwirtschaft- 
liche und kulturbautechnische Maßnahmen 
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ausdrücklich neben allgemeinen Maßnahmen 
auch die Regionalprogramme als räumliche 
und sachliche Schwerpunkte im Sinne des 
§ 2 Abs. 2 des Entwurfs auf. Zu ihnen ge- 
hören zur Zeit der Alpenplan, das Emsland- 
programm, der Küstenplan und das Pro- 
gramm Nord. Weitere Schwerpunktpro- 
gramme in anderen Bundesländern sind im 
Entstehen. Die Regionalprogramme umfas- 
sen jedoch nicht nur wasserwirtschaftliche 
und kulturbautechndsche Maßnahmen, son- 
dern darüber hinaus auch Agrarstruktur- 
maßnahmen des § 1 Abs. 1 Nr. 1 a) bis c), 
wie auch der Begründung des Gesetzent- 
wurfs zu § 1 Abs. 1 Nr. 2 zu entnehmen ist. 
Um der geschlossenen Förderung von Re- 
gionalprogrammen mit den in ihnen ent- 
haltenen Maßnahmen agrarstruktureller Art 
auch eine rechtliche Grundlage zu geben, 
sollte § 1 Abs. 1 entsprechend ergänzt wer- 
den. 


2 . § 2 

In Absatz 2 Satz 1 sind die Worte „räumliche 
und" zu streichen. 

Begründung 

Für die vorgesehene Einschränkung der Pla- 
nungshoheit des Ausschusses bestehen keine 
zwingenden Gründe. Es ist möglich, daß der 
Planungsausschuß lediglich sachliche Schwer- 
punkte bildet. 

3 . § 3 

§ 3 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 3 

Förderungsarten 

Die finanzielle Förderung kann in der Ge- 
währung von Investitionszuschüssen, Darlehen, 
Zinszuschüssen und Bürgschaften bestehen." 

Begründung 

Die Ergänzung vervollständigt den finanzwirt- 
schaftlich möglichen Katalog der Förderungsar- 
ten. 


4 . § 5 

In den Eingansworten des Absatzes 2 ist das 
Wort „einzelnen" zu streichen. 

Begründung 

Durch die Streichung soll klargestellt werden, 
daß es sich um Maßnahmen im Sinne des § 1 
und nicht um Einzelvorhaben handelt. 


5. § 6 

a) Absatz 1 Satz 2 ist durch folgende Sätze zu 
ersetzen: 

„Ihm gehören der Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten, der 
Bundesminister der Finanzen und ein Mini- 
ster (Senator) jedes Landes an; eine Ver- 
tretung ist zulässig. Den Vorsitz führen der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten und ein von den Ländern 
gewählter Vertreter im zweijährigen Wech- 
sel." 

Begründung 

Da Bund und Länder im Planungsausschuß 
als gleichberechtigte Partner Zusammenwir- 
ken, erscheint es gerechtfertigt, daß den Vor- 
sitz dm Wechsel der Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten und 
ein Vertreter der Länder führt. 


b) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Der Planungsausschuß beschließt mit 
einer Mehrheit von drei Vierteln der Stim- 
men seiner Mitglieder. Die Stimmenzahl des 
Bundes entspricht der Zahl aller Länder. 
Jedes Land hat eine Stimme." 

Begründung 

Die Änderung des Satzes 1 soll klarstellen, 
daß die vorgesehene Mehrheit von drei 
Vierteln der Stimmen aus der Stimmenzahl 
des Bundes und der Zahl der Stimmen aller 
Länder zu berechnen ist, also stets 17 Stim- 
men beträgt. Durch diese Fassung wird aus- 
geschlossen, daß der Bund mit einer Minder- 
heit der anwesenden Länder Mehrheitsent- 
scheidungen herbeiführen kann. Wären für 
die Berechnung der Dreiviertelmehrheit die 
Stimmen der anwesenden Länder maßgeb- 
lich, so bestünde die Möglichkeit, sobald 
nur zwei Länder fehlen. 

Durch die Änderung des Satzes 2 soll klar- 
gestellt werden, daß der Bund — unabhän- 
gig von der Zahl der anwesenden Länder — 
stets 1 1 Stimmen hat. 

Der letzte Satz kann gestrichen werden, weil 
die Art der Stimmabgabe des Bundes im Ge- 
setz nicht geregelt zu werden braucht. 


6 . § 7 

a) In Absatz 1 Satz 1 sind die Worte „1. Fe- 
bruar" durch die Worte „1. April" und die 
Worte „dem Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten" durch die Worte 
„dem Planungsausschuß" zu ersetzen. 


16 



Deutscher Bundestag — • 5. Wahlperiode 


Drucksache V/4090 


Begründung 

Wegen des Verfahrens bei den Haushalts- 
aufstellungen in den Ländern ist als Termin 
für die Anmeldung der Maßnahmen der 
1. April vorzuziehen. 

Im übrigen Anpassung an die vom Bundes- 
rat zum Entwurf des Hochschulbauförde- 
rungsgesetz vorgeschlagene Regelung. 


b) Absatz 1 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Mit der Anmeldung gilt die Zustimmung 
des Landes gemäß Artikel 91 a Abs. 3 Satz 2 
des Grundgesetzes unter der Voraussetzung 
als erteilt, daß die Maßnahme in Höhe der 
angemeldeten Kosten in den Rahmenplan 
aufgenommen wird." 

Begründung 

Der Begriff des „Vorhabens" in Artikel 91 a 
Abs. 3 Satz 2 GG umfaßt nicht nur die ein- 
zelnen Projekte, sondern auch die zu ihrer 
Verwirklichung erforderlichen Kosten. In der 
Anmeldung zur Aufnahme in den Rahmen- 
plan kann daher die grundgesetzlich erfor- 
derliche Zustimmung nur dann gesehen wer- 
den, wenn ein Projekt mit den vom betrof- 
fenen Land angemeldeten Kosten in den 
Rahmenplan aufgenommen wird. 


c) Absatz 1 Satz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„Bis zur Beschlußfassung über den Rahmen- 
plan oder bei seiner jährlichen Überprüfung 
kann die Anmeldung einer Maßnahme zu- 
rückgenommen oder geändert werden." 

Begründung 

Es sollte klargestellt werden, daß die An- 
meldung einer Maßnahme geändert werden 
kann, wenn sich die Absichten eines Landes 
in dem Zeitraum zwischen der Anmeldung 
und der Aufstellung des Rahmenplans ledig- 
lich hinsichtlich der Höhe der Kosten des an- 
gemeldeten Projekts ändern. Ferner muß die 
Anmeldung auch bei der jährlichen Überprü- 
fung des Rahmenplans zurückgenommen 
oder geändert werden können. 


d) Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten legt seine Vor- 
schläge dem Planungsausschuß zur Beschluß- 
fassung vor." 

Begründung 

Folge der Änderung des § 7 Abs. 1 Satz 1. 


7. § 9 

§ 9 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift ist im Hinblick auf die vorge- 
schlagene Änderung zu § 1 Abs. 1 und auf Arti- 
kel 91 a Abs. 5 GG überflüssig. 


8 . § 10 

a) Absatz 1 ist eingangs wie folgt zu fassen: 

„(1) Der Bund erstattet vorbehaltlich der 
Bestimmung des Artikels 91 a Abs. 4 des 
Grundgesetzes jedem Land die ihm ein- 
schließlich seiner Gemeinden und Gemeinde- 
verbände auf Grund der Abrechnungen für 
die nach dem Rahmenplan geförderten Maß- 
nahmen die entstandenen Aufwendungen in 
Höhe von . . 

Begründung 

Die Regelung des Regierungsentwurfs ent- 
spricht nicht der in Aussicht genommenen 
Fassung des Artikels 91 a Abs. 4 des Grund- 
gesetzes. Nach dieser Vorschrift soll der 
Bund verfassungsrechtlich verpflichtet sein, 
einen bestimmten Anteil der Aufwendungen 
„in jedem Land", also nicht nur der Auf- 
wendungen des Landes selbst, zu tragen. Bei 
der Auslegung dieser Vorschrift Ist insbe- 
sondere auch Artikel 91 a Abs. 1 zu be- 
rücksichtigen, durch den bestimmt werden 
soll, daß der Bund „bei der Erfüllung von 
Aufgaben der Länder" mitwirkt (und mit- 
finanziert). Aufgaben der Länder sind aber, 
wie sich aus Artikel 30 des Grundgesetzes 
ergibt, alle staatlichen Aufgaben, die nicht 
Bundesaufgaben sind, gleich, ob das Land 
sie selbst wahrnimmt, oder seinen Gemein- 
den oder Gemeindeverbänden übertragen 
hat. Die Erstattungsverpflichtung des Bundes 
nach § 10 Abs. 1 des Regierungsentwurfs 
muß daher auch die Aufwendungen der Ge- 
meinden und Gemeindeverbände umfassen. 
Bei einer anderen Regelung wäre der Um- 
fang der Erstattungen auch weitgehend von 
der jeweiligen Zuständigkeitsverteilung im 
einzelnen Land und von der Gestaltung des 
jeweiligen kommunalen Finanzausgleichs 
abhängig und würde damit zu unterschied- 
lichen Ergebnissen führen, die sachlich nicht 
gerechtfertigt sind. 

Die Änderungen tragen im übrigen der Tat- 
sache Rechnung, daß der Bund im Rahmen 
dieses Gesetzes nur an einer Länderaufgabe 
finanziell mitwirkt. 


b) In Absatz 2 Satz 1 ist das Wort „Zahlun- 
gen" durch das Wort „Vorauszahlungen" zu 
ersetzen. 


17 



Drucksache V/4090 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Begründung 

Klarstellung. 

c) Entschließung 

„Der Bundesrat sieht sich außerstande, zu 
den Beteiligungsquoten des § 10 Abs. 1 Stel- 
lung zu nehmen, solange sich die finanziel- 
len Gesamtauswirkungen der Finanzreform 
nicht übersehen lassen. Bisher sind weder 
die finanziellen Umschichtungen durch die 
Flurbereinigung der Aufgabenzuständigkeit 
zu quantifizieren, noch läßt sich mit hinrei- 
chender Sicherheit absehen, wie künftig die 
gemeinsamen Steuern verteilt und der Fi- 
nanzausgleich gestaltet werden. Deshalb 
muß sich der Bundesrat Vorbehalten, im wei- 
teren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
Änderungen der in § 10 Abs. 1 vorgesehe- 
nen Vomhundertsätze für die Finanzierungs- 
beteiligung des Bundes zu verlangen." 

9. § 11 

a) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Beträge, die vom Zuwendungsemp- 
fänger zur Tilgung und Verzinsung erhal- 
tener Darlehen oder zum Ausgleich der auf 
Grund übernommener Bürgschaften erstat- 
teten Ausfälle gezahlt werden, sind vom 
Land anteilig an den Bund abzuführen." 

Begründung 

Folge der zu § 3 vorgeschlagenen Ände- 
rung. 


b) Absätze 4 und 5 sind zu streichen. 

Begründung 
Zu Absatz 4 

Die vom Bund vorgesehene Verpflichtung 
zur Verzinsung der abzuführenden Beträge 
widerspricht dem partnerschaftlichen Ver- 
hältnis von Bund und Ländern im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe. 

Zu Absatz 5 

Die Streichung der Länderhaftung entspricht 
der Stellungnahme des Bundesrates im er- 
sten Durchgang des Finanzreformgesetzes zu 
Artikel 104 a Abs. 4 GG. Zudem ist es 
systemwidrig, in einem einfachen Bundes- 
gesetz zu bestimmen, daß die geltenden Ver- 
fassungsnormen unberührt bleiben. 


10 . § 12 

Absatz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Anwendung der Beteiligungsquoten des 
§ 10 setzt nach dem Sinn des Gesetzes die 
Durchführung eines gemeinsamen Rahmenplans 
voraus. Solange ein solcher nicht aufgestellt ist, 
muß nach den bisherigen Beteiligungen ver- 
fahren werden. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


i 

Es soll geprüft werden, inwieweit die Gesetzent- 
würfe zu den Gemeinschaftsaufgaben im Wortlaut 
einander angeglichen werden können. 

II 

Zu 1 . (§ 1) 

Zu a) 

§ 1 Abs. 1 (Einleitungssatz) 

Die Bundesregierung hält an der Regierungsvor- 
lage fest. Nach ihrer Auffassung sollte der in § 1 
Abs. 1 verwendete, aus Artikel 91 a Abs. 1 GG (E) 
übernommene Begriff der Gemeinschaftaufgabe 
nicht durch die vom Bundesrat vorgesehene Formu- 
lierung ersetzt werden. Der rechtliche Charakter der 
Gemeinschaftsaufgaben ist in Artikel 91 a GG (E) 
festgelegt. Dort ist eindeutig gesagt, daß es sich um 
Länderaufgaben handelt, an denen der Bund mit- 
wirkt. 

Der Umfang der Mitwirkung des Bundes bei den 
Gemeinschaftsaufgaben ergibt sich ebenfalls aus 
Artikel 91 a GG (E) und den Einzelbestimmungen 
dieses Gesetzes. 

Zu b) 

§ 1 Abs. 1 Nr. 1 und 3 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zugestimmt. 
Zu c) 

§ 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c 

Die Bundesregierung ist mit dem Bundesrat der 
Auffassung, daß der Bund auch auf dem Gebiet der 
Fischerei Zuständigkeiten besitzt. Diese umfassen 
aber nicht die Förderung der Struktur der Fischerei 
in ihrer Gesamtheit. Sie bestehen vielmehr in der 
Förderung der Seefischerei (Hochseefischerei, Große 
Heringsfischerei sowie Kleine Hochsee- und Küsten- 
fischerei) im Hinblick auf deren Tätigkeit auf dem 
Meer (Produktionsstruktur) aus Gründen der ge- 
samtstaatlichen Wirtschaftsförderung sowie im Hin- 
blick auf die Außenbeziehungen. Die Bundesregie- 
rung ist bereit, ihre Förderungsmaßnahmen zu- 
gunsten der Seefischerei in diesem Sinne als Bun- 
desaufgabe weiterzuführen. 


Zu d) 

§ 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. Zwar 
ist die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur" in § 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d nicht 
so eindeutig umgrenzt wie in den übrigen Bestim- 
mungen des § 1 Abs. 1. Die Fassung ist jedoch nach 
Auffassung der Bundesregierung hinreichend be- 
stimmt und wird dem Verfassungsauftrag des Ar- 
tikels 91 a Abs. 2 Satz 1 GG (E) gerecht. Auf dem 
Gebiet der Verbesserung der Produktions- und Ar- 
beitsbedingungen in der Land- und Forstwirtschaft 
ist zu berücksichtigen, daß insbesondere im Flinblick 
auf die unterschiedlichen Lebensverhältnisse in den 
Ländern der Bundesrepublik und der sich ständig 
und möglicherweise unterschiedlich verändernden 
Produktions- und Arbeitsbedingungen in den ein- 
zelnen Regionen der Land- und Forstwirtschaft zu- 
künftig weitere und zur Zeit noch unvorhersehbare 
Maßnahmen denkbar sind. Der Gesetzgeber ist des- 
halb zu einer umfassenden Konkretisierung nicht in 
der Lage, will er nicht Gefahr laufen, Maßnahmen, 
bei denen die Mitwirkung des Bundes zukünftig er- 
forderlich wird, von der Gemeinschaftsaufgabe aus- 
zuschließen. Ergibt sich in Zukunft die Notwendig- 
keit einer derartigen Maßnahme, ist eine schnelle 
und wirksame Durchführung nicht gewährleistet, 
wenn zunächst das Gesetz entsprechend ergänzt wer- 
den muß. Im Hinblick auf diese Besonderheiten ist 
die Ermächtigung an die Verwaltung in § 1 Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe d, „sonstige Maßnahmen" als Ge- 
meinschaftsaufgabe durchzuführen, auf Maßnahmen 
zur Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbe- 
dingungen beschränkt und nicht für den gesamten 
Bereich der Agrarstrukturverbesserung vorgesehen. 

Zu e) 

§ 1 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a 

Der Ergänzung des Maßnahmekatalogs kann nicht 
zugestimmt werden. 

Sie erübrigt sich, insoweit durch die vorgeschlagene 
Nr. 2 a Maßnahmen erfaßt werden sollen, die den 
Erfolg der Agrarstrukturverbesserung sichern; denn 
diese Maßnahmen sind durch die Fassung des Regie- 
rungsentwurfs bereits gedeckt. Gegen die Einbezie- 
hung weitergehender Maßnahmen zur Sicherung 
„sozialökonomischer" Leistungen der Land- und 
Forstwirtschaft bestehen im Hinblick auf Artikel 
91 a GG (E) verfassungsrechtliche Bedenken, weil 
diese Maßnahmen nicht mehr der Verbesserung der 
Agrarstruktur dienen. 
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Zu f) 

§ 1 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b 

Dem Vorschlag des Bundesrates kann nicht zuge- 
stimmt werden. In § 2 Abs. 2 Satz 1 ist vorgesehen, 
daß bei der Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe 
räumliche und sachliche Schwerpunkte gebildet wer- 
den. Die Wahl von räumlichen Schwerpunkten wurde 
deshalb besonders betont, weil die Aufnahme von 
Regionalprogrammen im Maßnahmenkatalog des § 1 
systemwidrig ist. Regionalprogramme enthalten eine 
Summe von Maßnahmen, deren Zusammensetzung 
entsprechend der Auswahl des Gebietes, in welchem 
ein Programm durchgeführt werden soll, wechselt. 
Der in § 1 Abs. 1 aufgeführte Katalog der Maßnah- 
men enthält alle bisher durch Regionalprogramme 
geföiderten Maßnahmen, soweit diese der Agrar- 
strukturverbesserung dienen. Daher besteht kein Be- 
dürfnis, Regionalprogramme in § 1 aufzunehmen. 
Durch den Hinweis auf die Wahl von räumlichen 
Schwerpunkten bleibt es den Ländern freigestellt, 
Maßnahmen des § 1 in bestimmten von der Natur 
benachteiligten und besonders bedürftigen Gebieten 
in Form eines Regionalprogramms zusammenzu- 
fassen. 

Zu 2. (§ 2 Abs. 2 Satz 1) 

Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung des 
Bundesrates. Der Grundsatz, regionale und sachliche 
Schwerpunkte zu bilden, besagt nicht, daß beide 
Schwerpunkte gleichzeitig gebildet werden müssen. 
Der Planungsausschuß ist daher durch § 2 Abs. 2 
Satz 1 in seiner Planungsbefugnis nicht beschränkt. 

Zu 3. (§ 3) 

Die Bundesregierung erhebt keine Einwendungen. 

Zu 4. (§ 5) 

Gegen die Streichung bestehen keine Einwendun- 
gen. 

Zu 5. (§ 6) 

Zu a) 

§ 6 Abs. 1 Satz 2 

Die Bundesregierung kann dem Vorschlag des Bun- 
desrates nicht folgen. Der Vorsitzende muß die über- 
regionalen und, bei unterschiedlichen Länderinter- 
essen, die ausgleichenden und koordinierenden Ge- 
sichtspunkte zur Geltung bringen. Zur Wahrneh- 
mung dieser Funktion ist im Bundesstaat grund- 
sätzlich der Vertreter des Gesamtstaates berufen. 
Ein ständiger Vorsitz erleichtert im übrigen das Ver- 
fahren und vermeidet Verwaltungsaufwand. Ein 
Wechsel im Vorsitz würde die Kontinuität der Ar- 
beit des Ausschusses erschweren, wenn der Bundes- 
finanzminister nicht ständig den Vorsitz führen 
würde, müßte ferner eine besondere Geschäfts- 
stelle eingerichtet werden. 


Zu b) 

§ 6 Abs. 2 

1. Die Bundesregierung kann § 6 Abs. 2 Satz 1 
in der Fassung des Bundesrates nicht zustimmen. 
Zwar ist die Bundesregierung ebenfalls der Auf- 
fassung, daß im Planungsausschuß keine Mehr- 
heitsentscheidungen mit einer Minderheit der 
Länder, gemessen an der Zahl der Mitglieder, 
getroffen werden sollten. Die von den Ländern 
angestrebte Sicherung gegen derartige Entschei- 
dungen kann jedoch ebenso wirksam durch die 
Anwesenheit aller Länder erreicht werden. Diese 
Anwesenheit aller Länder dürfte auch möglich 
sein, da gemäß § 6 Abs. 1 eine Vertretung der 
Mitglieder des Planungsausschusses zulässig ist. 
Da es für eine partnerschaftliche und wirksame 
Zusammenarbeit im Planungsausschuß unerläß- 
lich ist, daß bei den Beratungen alle Länder mit- 
wirken, hat die Bundesregierung die in der Re- 
gierungsvorlage vorgesehene Regelung gewählt, 
um so die Mitarbeit aller Länder zu fördern. Bei 
der vom Bundesrat vorgeschlagenen Lösung 
wäre auch zu bedenken, daß im Extremfall eine 
Mehrheit von sechs Ländern jede Beschlußfas- 
sung und damit praktisch jede Beratung im Pla- 
nungsausschuß durch Abwesenheit verhindern 
kann. 

2. Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Neufas- 
sung des § 6 Abs. 2 Satz 2 sowie der Streichung 
des § 6 Abs. 2 Satz 4 stimmt die Bundesregierung 
zu. 

Zu 6. (§ 7) 

Zu a) 

§ 7 Abs. 1 Satz 1 

1. Die Bundesregierung kann einer Verschiebung 
des Anmeldetermins vom 1. Februar auf den 
1. April nicht zustimmen, da sonst die recht- 
zeitige Aufstellung des Rahmenplanes nicht ge- 
währleistet wäre. Die Einhaltung des frühen Ter- 
mins erscheint in der Praxis auch möglich, da es 
sich bei den Gemeinschaftsaufgaben in der Regel 
um laufende Maßnahmen handelt. 

2. Der Vorschlag des Bundesrates, die Worte „Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten" durch das Wort „Planungsausschuß" zu 
ersetzen, ist gegenstandslos, wenn der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten ständig den Vorsitz führt. In diesem Fall 
kann zweckmäßigerweise nur er in seiner Eigen- 
schaft als Vorsitzender der Empfänger der An- 
meldungen sein. 

Zu b) 

§ 7 Abs. 1 Satz 2 

Die Bundesregierung kann dem Änderungsvorschlag 
des Bundesrates nicht folgen. Wenn die Zustimmung 
des Landes gemäß Artikel 91 a Abs. 3 Satz 2 GG (E) 
nur unter der Voraussetzung als erteilt gilt, daß die 
Maßnahme genau in Höhe der angemeldeten Kosten 
in den Rahmenplan aufgenommen wird, würde die 
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wichtigste Aufgabe des Planungsausschusses, die 
Ländervorschläge nach den finanziellen Möglich- 
keiten abzustimmen und in einem Plan zusammen- 
zufassen, sehr erschwert. Den Interessen der Länder 
wird in ausreichendem Maße dadurch Rechnung ge- 
tragen, daß sie ihre Zustimmung bis zur Beschluß- 
fassung über den Rahmenplan widerrufen können 
(§ 7 Abs. 1 Satz 3). 

Zu c) 

§ 7 Abs. 1 Satz 3 

1. Die Bundesregierung hält an der Regierungsvor- 
lage fest. § 7 Abs. 1 Satz 3 soll den Widerruf der 
in Satz 2 enthaltenen Zustimmung nach Artikel 
91 a Abs. 3 Satz 2 GG (E) regeln. Er sollte des- 
wegen im Anschluß an Satz 2 auch das Wort 
„Zustimmung" enthalten. Der Widerruf der Zu- 
stimmung schließt die Zurücknahme und Än- 
derung der Anmeldung einer Maßnahme ein. 
Nach der Fassung der Regierungsvorlage ist es 
auch zulässig, die Anmeldung hinsichtlich der 
Kosten zu ändern. Eine Bindung an die An- 
meldung bis zur Beschlußfassung über den Rah- 
menplan ist im Gesetz nicht vorgesehen. Die Fri- 
sten für die Anmeldung stehen dabei nicht im 
Wege, weil sie keine Ausschlußfristen sind. 

2. Eine einseitige Widerrufsmöglichkeit auch bei 
der jährlichen Fortschreibung des Rahmenplanes 
würde eine Unsicherheit für die im Planungsaus- 
schuß für mehrere Jahre beschlossene Agrar- 
strukturpolitik bedeuten. Es ist nach Auffassung 
der Bundesregierung der Gemeinschaftsaufgabe 
angemessen, wenn eventuell erforderliche Kor- 
rekturen eines einmal beschlossenen Rahmen- 
plans im Planungsausschuß gemeinsam vorge- 
nommen werden. Hierzu schafft § 7 Abs. 4 in 
Verbindung mit § 4 Abs. 2 der Regierungsvor- 
lage die rechtlichen Voraussetzungen. Das Land 
sollte sich auch deshalb nicht einseitig vom Rah- 
menplan lösen können, weil sonst die Gefahr 
besteht, daß einmal begonnene Maßnahmen un- 
vollendet abgebrochen werden und damit die 
hierfür verbrauchten Mittel zu einer Fehlinvesti- 
tion geführt hätten. 

Zu d) 

§ 7 Abs. 3 

Der Änderungsvorschlag des Bundesrates zu Ab- 
satz 3 ist eine Folge des Änderungsvorschlages zu 
§ 7 Abs. 1, dem die Bundesregierung nicht zu folgen 
vermag. Demgemäß hält sie auch hier an der Re- 
gierungsvorlage fest. 


Zu 7. (§ 9) 

1. Die Bundesregierung empfiehlt, den § 9 nicht zu 
streichen. Die Vorschrift stellt im Anschluß an 
die Regelung über den Rahmenplan klar, daß 
dessen Durchführung allein den Ländern obliegt. 

2. Absatz 2 konkretisiert das Unterrichtungsrecht 
der Bundesregierung und des Bundesrates. 


Zu 8. (§ 10) 

Zu a) 

§ 10 Abs. 1 

Die Bundesregierung kann dem Änderungsvorschlag 
des Bundesrates nicht folgen. Artikel 91 a GG (E) 
regelt die Zusammenarbeit des Bundes als Gesamt- 
staat mit den Ländern als Gliedstaaten bei der Wahr- 
nehmung bestimmter, den Ländern als Gliedstaaten 
obliegender Aufgaben. Die Gemeinschaftsaufgaben 
betreffen daher nur staatliche Maßnahmen des Lan- 
des. Soweit das Land Vorhaben Dritter fördert, be- 
teiligt sich der Bund an der Förderung durch das 
Land. Das gilt bei der Förderung von Maßnahmen 
Privater gleichermaßen wie bei der Förderung von 
Maßnahmen der Gemeinden und Gemeindeverbände. 
Ebensowenig wie die Eigenleistungen privater För- 
derungsempfänger als Leistungen des Landes ange- 
rechnet werden können, kann das bei den Eigen- 
leistungen der Gemeinden und Gemeindeverbände 
geschehen. 

Im übrigen kann sich die gemeinsame Rahmenpla- 
nung von Bund und Ländern nur auf die Förderungs- 
maßnahmen des Landes erstrecken; denn die Lei- 
stungen Privater und der Gemeinden und Gemeinde- 
verbände sind der gemeinsamen Planung von Bund 
und Ländern nicht zugänglich. Diese entscheiden 
vielmehr selbständig. Die Mitfinanzierung durch den 
Bund kann aber nur soweit gehen, wie er mitplanen 
kann. 

Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus den Worten 
„in jedem Land" in Artikel 91 a Abs. 4 GG (E). Diese 
Worte sollen nur besagen, daß nicht der Bund die 
Hälfte der Ausgaben der Länder insgesamt, sondern 
die Hälfte der Ausgaben eines jeden Landes trägt. 

Zu b) 

§ 10 Abs. 2 Satz 1 

Gegen den Änderungsvorschlag zu § 10 Abs. 2 erhebt 
die Bundesregierung keine Einwendungen. 

Zu 9. (§ 11) 

Zu a) 

§ 11 Abs. 1 

Die Bundesregierung erhebt wie zu der vom Bundes- 
rat vorgeschlagenen Änderung des § 3 keine Ein- 
wendungen. 

Zu b) 

§ 1 1 Abs. 4 und 5 
1. Absatz 4 

Die Bundesregierung kann der Streichung des 
Absatzes 4 nicht zustimmen. Die Richtlinien der 
Bundesregierung zu § 64 a Abs. 1 RHO vom 
1. April 1953 (MinBl. BMF 1953, S. 369) bestim- 
men nach Ziffer 12 in Verbindung mit Ziffer 2 
der Anlage 2 (Allgemeine Bewilligungsbedingun- 
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gen), daß Mittel die an Stellen außerhalb der 
Bundesverwaltung gewährt und nicht ihrem 
Zweck entsprechend verwendet worden sind, 
nicht nur in voller Höhe zurückzuzahlen, sondern 
auch zu verzinsen sind. Nach diesen Vorschriften 
ist ständig verfahren worden. Die Bundesregie- 
rung hält es für gerechtfertigt, daß auch in Zu- 
kunft zurückzuzahlende Bundesmittel stets von 
allen Stellen außerhalb der Bundesverwaltung 
verzinst werden. 


2. Absatz 5 

Die Bundesregierung stimmt der Auffassung zu, 
daß Absatz 5 aus systematischen Gründen nicht 
erforderlich ist. 


Zu 10. (§ 12 Abs. 2) 

Der Vorschlag des Bundesrates wird im Laufe des 
Gesetzgebungsverfahrens noch zu prüfen sein. 
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